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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
nach einem anstrengenden und ereignisreichen Jahr 2015
wünsche ich Ihnen Glück, Gesundheit und persönlich wie
beruflich viel Erfolg im neuen Jahr. 

„Philologenverband Niedersachsen: Mit uns muss man rech-
nen“. Selten hat ein Motto des Philologentages den Einsatz
des Verbandes so gut charakterisiert wie das Motto 2015 – ja,
mit uns ist zu rechnen und mit uns muss man auch zukünf-
tig rechnen. Der Philologenverband Niedersachsen kann in
der Bilanz auf ein erfolgreiches Jahr 2015 zurückblicken. Die
Gymnasien kehren zum Abitur nach 13 Schuljahren zurück,
und die Lehrkräfte müssen nach unserer erfolgreichen Klage
vor dem Oberverwaltungsgericht Lüneburg ab dem 1.8.2015
nicht mehr 24,5 Stunden unterrichten, sondern wie zuvor
wieder 23,5 Stunden. Mehr noch: Die erbrachte Mehrleistung
wird zurückerstattet, wobei den Interessen der Lehrkräfte
soweit wie möglich Rechnung getragen wird. Ein schöner
Erfolg, den wir unseren konsequenten Verhandlungen im
Kultusministerium ebenso wie dem großen Einsatz unserer
Personalräte zu verdanken haben, die uns bei Demonstratio-
nen und Protestaktionen tatkräftig zur Seiten standen.

Doch es gibt auch künftig viel zu tun: Die Belastungen im
Lehrerberuf bleiben durch die Verlängerung der Lebensar-
beitszeit, die Weiterentwicklung der Eigenverantwortlichen
Schule und die sich verändernden Rahmenbedingungen von
Schule hoch. Nach wie vor prägen große Klassen und Kurse
und eine Fülle von zusätzlichen Aufgaben neben dem Unter-
richt die Arbeit an den Gymnasien. Hinzu kommen jetzt

noch die Herausforderungen durch die Inklusion und den
Zustrom von Flüchtlingen.

Personalratswahlen am 12. und 13. April 2016
Am 12. und 13. April 2016 werden die Personalvertretungen
der Schulen und der Studienseminare neu gewählt, nach-
dem am 1.1.2016 die Novelle des Niedersächsischen Personal-
vertretungsgesetzes in Kraft getreten ist. Künftig gibt es in
allen Schulpersonalvertretungen – Schulpersonalräte, Schul-
bezirkspersonalräte und Schulhauptpersonalrat – nur noch
zwei Gruppen: die Gruppe der Beamtinnen und Beamten
und die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
Das bisherige Fachgruppenprinzip, das heißt die schulform-
spezifische Personalvertretung, ist entfallen. Es gibt keine
Fachgruppe Gymnasium mehr. Alle Wahllisten werden ein-
heitlich an allen Schulen zur Wahl stehen. Das mindert die
Bedeutung der Personalräte nicht, im Gegenteil, mehr denn
je kommt es darauf an, dass die Liste gewählt wird, die
tatsächlich und schlagkräftig die Interessen der Lehrkräfte
vertritt. Der Philologenverband wird deshalb im Beamten -
bereich mit einer eigenen Liste mit Kandidatinnen und
 Kandidaten antreten, die die schulform- und laufbahnspezi-
fischen Bedingungen unserer Schulform kennen.

Wir werden auch weiterhin unser Hauptaugenmerk auf die
Verbesserung der Arbeitsbedingungen richten und uns mit
Nachdruck dafür einsetzen, dass im Mittelpunkt von Schule
wieder Unterricht durch gut ausgebildete und motivierte
Lehrkräfte steht. Mit gleicher Entschiedenheit werden wir
dafür eintreten, dass Bildungsausgaben Priorität haben und

Grusswort des Vorsitzenden zum neuen Jahr
von Horst Audritz
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dass nicht auf Kosten der Schüler und der Lehrkräfte gespart
wird.

40-Stunden-Woche für Lehrkräfte muss gesichert sein
Die Arbeitszeitfrage wird auf der Tagesordnung bleiben,
solange die Lehrkräfte aller Schulformen überbelastet sind
und deshalb Entlastungen notwendig sind. Das geht nur auf
der Grundlage von Arbeitszeituntersuchungen. Nur dann
sind nämlich gemäß OVG-Urteil Veränderungen möglich.
Eine umfassende Gleichbehandlung aller ohne Differenzie-
rung nach Aufgaben, Schulformen und Belastungen ist nicht
möglich. Das OVG-Urteil hat ausdrücklich ein Abstandsgebot
für rechtens erklärt. Wenn es zu einer neuen Arbeitszeitun-
tersuchung der Landesregierung kommt, dann wird heraus-
kommen, dass auch und gerade wir Gymnasiallehrer noch zu
hoch belastet sind, alles, was vergangene Unter suchungen
auch schon festgestellt haben.

Auch für Lehrkräfte muss endlich ein Schritt in Richtung
einer 40-Stunden-Arbeitswoche erfolgen, die beamtenrecht-
lich sowieso gilt, de facto aber nicht beachtet wird.

Unnötige Zusatzaufgaben müssen abgebaut werden
Liebe Kolleginnen und Kollegen, machen wir uns nichts vor,
eine breite Verringerung der Unterrichtsverpflichtung wird
nicht kommen. Wir müssen deshalb ein großes Interesse
daran haben, dass sich an einer weiteren Stellschraube
etwas tut, um Belastungen zurückzuführen.

Wir fordern, die vielen und zum Teil fragwürdigen Zusatzauf-
gaben einer eingehenden Aufgabenkritik zu unterziehen.
Warum muss jede Schule auf der Basis allgemeiner Bil-
dungsstandards und Kerncurricula für jedes Unterrichtsfach
eigene Lehrpläne aufstellen, ständig überprüfen und fort-

schreiben? Warum muss jede Schule für alle möglichen Auf-
gabenfelder eigene „Konzepte“ erarbeiten, beispielsweise
Methodenkonzepte, Sicherheitskonzepte oder Gesundheits-
konzepte? Warum muss jede Schule ein umfangreiches
Schulprogramm erstellen? Und sind die Belastungen durch
die Schulinspektion eigentlich noch vertretbar?

Ziel muss es sein, alle Aufgaben zu streichen, die nicht der
Verbesserung der Unterrichtsqualität dienen oder deren Auf-
wand in keinem Verhältnis zum Nutzen steht. Auch für Lehr-
kräfte muss endlich ein Schritt in Richtung einer 40-Stun-
den-Arbeitswoche erfolgen. Jede neue Aufgabe, die der
Schule aufgelastet wird, muss mit dem Streichen einer alten
Aufgabe verbunden sein, sonst hält kein Lehrer mehr bis
zum regulären Pensionseintrittsalter mit 67 Jahren durch.

Starke Personalräte sichern die Rechte der Lehrkräfte
Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Personalratswahlen
2016 kommt bei der Durchsetzung dieser Interessen eine
entscheidende Bedeutung zu. Die Wählerinnen und Wähler
entscheiden nicht nur über Personen, sondern auch über
schul- und berufspolitische Positionen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich
appelliere deshalb an Ihr Engagement

und Ihre Unterstützung bei den
 Personalratswahlen. Wir brauchen

 starke Personalräte, die als Anwälte der
Lehrkräfte Ihre Rechte sichern und den

Rückhalt eines starken Verbandes
haben. Auf Ihre Stimme kommt es an!

Wie in jedem Jahr bereitete der Hauptvorstand am Vortag der Vertreterversammlung die Beschlussfassung über Resolutionen und Grundsatz-
positionen des Philologentags vor.
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Philologentage sind traditionell der Höhepunkt des „Ver-
bandsjahres“ und bilden stets den Mittelpunkt der „ersten“
Ausgabe von „Gymnasium in Niedersachsen“ des Kalender-
jahres. So ist es auch bei diesem Heft, das zu einem großen
Teil der Vertreterversammlung 2015 gewidmet ist. Denn
diese war eine ganz besondere – wenngleich, wie sich her-
ausstellte, doch aus zumindest partiell anderen Gründen als
ursprünglich angenommen.

Wer die letzte Ausgabe von „Gymnasium in Niedersachsen“
aufmerksam gelesen hat, wusste, worum es in Goslar gehen
sollte: Ein Philologentag im Nachklang der erbitterten Aus-
einandersetzung um die Lehrerarbeitszeit bzw. die Stunden -
erhöhung mit einem Auftritt des Ministerpräsidenten im
Rahmen der öffentlichen Veranstaltung. Diese sollte –
anders als gewöhnlich – im feierlichen Rahmen der Kaiser-
pfalz, des berühmten Weltkulturerbes am Rand der Goslarer
Altstadt, stattfinden. Vor gut einem Jahr, als die Planungen
zum Philologentag 2015 begannen, war dieser Ort jedoch
nicht deshalb ausgewählt worden, da wir wussten, dass der
Regierungschef – und sogar zum ersten Mal überhaupt ein
Ministerpräsident der SPD – uns die Aufwartung machen
würde. Nein – die Kaiserpfalz war ausgesucht worden, weil
die deutsche Einheit und die Partnerschaft mit dem Philolo-
genverband Sachsen-Anhalt im Jahr 2015 jeweils seit einem
Vierteljahrhundert Bestand hatten. Aus diesem Grund war
die letzte Ausgabe dieser Zeitschrift schließlich ein ganz
besonderes Themenheft geworden, das mehr diese Jubiläen
im Blickfeld hatte als aktuelle bildungs- und berufspolitische
Themen.

Kurz nach Drucklegung wurden die Planungen zur Eröffnung
des Philologentags durch aktuelle Ereignisse jedoch noch
einmal umgeworfen: Ministerpräsident Stephan Weil signa-

lisierte bereits im Vorfeld der
Verbandstagung, unsere
schon seit langem geforderte
Grundsatzposition eines Vor-
rangs für den Unterricht bei
gleichzeitiger deutlicher Redu-
zierung von „Nebentätigkei-
ten“ und Verwaltungsaufga-
ben zur „Chefsache“ machen
zu wollen. Unter dem Stich-
wort „Aufgabenkritik“ solle
der Philologenverband einmal
auflisten, was Lehrerinnen
und Lehrer alles machen
 müssen, was mit ihrer Kern-
aufgabe – dem Unterrichten –
peripher oder gar kaum etwas
zu tun hätte, aber viel Zeit
koste. Nun, die Debatte über
solche „Zeitfresser“ führen wir

schon lange, exemplarisch seien an dieser Stelle nur schul -
interne Curricula, Lernentwicklungsberichte, unzählige (oft
unsinnige) „Konzepte“, überbordende Verwaltungstätigkei-
ten oder die immer größer werdende Zahl von Konferenzen
und Gremiensitzungen genannt. Der Ministerpräsident
werde auf dem Philologentag zu diesen und anderen aktuel-
len bildungspolitischen Fragen sprechen, hieß es aus der
Staatskanzlei. Es wäre töricht gewesen, die gerade begonne-
ne positive Kommunikation mit dem Regierungschef nicht
auf diese Weise weiterzuführen. Die Rede des Ministerpräsi-
denten wurde daher der neue Schwerpunkt der Eröffnungs-
veranstaltung in der Kaiserpfalz.

„Mit uns muss man rechnen!“ – 
Zeichen von  Selbstbewusstsein und Erfolg
„Mit uns muss man rechnen!“ – Dies war mehr als „nur“ das
Motto des Delegiertentages 2015, es ist auch Ausdruck unse-
res Selbstverständnisses, das sich vor allem seit dem gewon-
nenen Arbeitszeitprozess vor dem OVG Lüneburg in besonde-
rer Weise manifestiert hat. Das Motto, das ein ganz anderes
war als unsere vorigen, entspricht auch der Entschlossenheit
des Philologenverbands, sich engagiert und konzentriert für
ein starkes Gymnasium einzusetzen. Wir wollen es nicht bei
wohlklingenden Phrasen und Allgemeinplätzen belassen, wie
es die Parteien so gerne tun, sondern wir haben die Konzepte
und Grundsätze, die in dieser Ausgabe in großem Umfang
abgedruckt sind. Als Stichworte seien genannt: 
■    Abbau der außerunterrichtlichen Belastungen, die uns

Tag für Tag zugemutet werden,
■    eine 40-Stunden-Woche auch für Lehrkräfte (denn nach

dem niedersächsischen Beamtengesetz beträgt die
Arbeitszeit für alle Beamten 40 Wochenstunden und
damit viele Stunden weniger als wir seit Jahren leisten
müssen),

Gymnasium in Niedersachsen 1/2016 5

Der Philologentag 2015 im Rückblick                    Von Cord Wilhelm Kiel

Aufgrund stetig steigender Mitgliederzahlen gibt es immer mehr Delegierte beim Philologentag, so dass
es kaum noch genug Sitzplätze gibt. 
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■    mehr Anrechnungsstunden für die zahlreichen zusätz -
lichen Aufgaben und Funktionen, die viele Lehrkräfte
wahrnehmen, 

■    bessere Aufstiegschancen durch mehr Stellen in A14/A15,
■    Gleichbehandlung zum Beispiel für Aufgaben der Fach-

konferenzleitung (dafür gibt es Anrechnungsstunden an
allen weiterführenden Schulformen –  Hauptschule, Real-
schule, Oberschule, KGS, IGS –, nur nicht am Gymnasium)

■    Erstattung unserer Reisekosten bei Dienstreisen, wozu
die Schulfahrten zählen.

Die erfolgreiche Arbeitszeitklage hat gezeigt: Der Philolo-
genverband setzt sich mit allen zur Verfügung stehenden
Mitteln für die Lehrkräfte ein. Stärker als je zuvor werden wir
dabei nach der Devise handeln: „Mit uns muss man rech-
nen“. Denn unser Ziel ist und bleibt es, die Belange der Lehr-
kräfte konsequent zu vertreten und durchzusetzen – wenn
es sein muss, auch vor Gericht.

Weitere zentrale Beschlüsse des Philologentags kennzeich-
nen unsere Inhalte und Ziele in den nächsten Monaten. Ins-
gesamt 595 Anträge waren von den Orts- und Bezirksverbän-
den sowie den antragsberechtigten Arbeitsgemeinschaften
an die Delegierten des Philologentages gestellt worden. Die
hier folgende Übersicht stellt angesichts dieser enormen
Zahl nur einen Querschnitt der aktuellen Verbandslinie dar: 
■    Wiedereinführung der Sonderzuwendungen
■    Erhöhung der Schulbudgets
■    Senkung der Klassen- und Kursfrequenzen
■    Wiederherstellung der früheren Altersteilzeitregelung
■    Höhere Freistellung der Schulpersonalräte
■    Weiterhin Gymnasiallehrerausbildung statt Einheitslehrer
■    Stärkung des gymnasialen Bildungsauftrages statt schlei-

chender Aushöhlung durch Leistungsabbau inklusive der
Sicherung unterrichtlicher Qualität im Gymnasium und
dem Erhalt der Wertigkeit des Abiturs 

■    Erhalt der 2. Fremdsprache in Klasse 11
■    Wiedereinführung der Schullaufbahnempfehlung 
■    Zensuren statt Lernentwicklungsberichte
■    Abschaffung der schulinternen Curricula
■    Erhalt der Förderschulen

Aufgabenkritik soll zur „Chefsache“ werden
Allein die Zusage des Ministerpräsidenten, auf dem Philolo-
gentag zu sprechen, machte deutlich, dass der Philologen-
verband im politischen Raum eine große Bedeutung hat –
seit der erfolgreichen Arbeitszeitklage vielleicht noch mehr
als je zuvor. Ministerpräsident Stephan Weil ist klar: Die
Schulpolitik ist die Achillesferse seiner Regierung. In keinem
anderen Bereich bekommt Rot-Grün so schlechte Noten wie
in diesem. Er weiß auch: Mit Schulpolitik sind schon Wahlen
entschieden worden. Also gibt es für ihn genug Gründe, die
Schulpolitik aus der Staatskanzlei heraus stärker in den Blick
und wohl auch in den Griff zu nehmen – zumal seine Kultus-
ministerin bei ihren beiden Auftritten in Goslar 2013 und
2014 bekanntlich nicht überzeugen konnte.

Weil verkündete den 450 Delegierten, Gästen und Pressever-
tretern im Kaisersaal der Goslarer Kaiserpfalz, dass sich die
Gymnasien „keine Sorge um ihre Zukunft machen“ müssen.
Das Gymnasium habe trotz des allgemeinen Schülerrück-
gangs heute mehr Schüler als vor 10 Jahren, und es gebe
heute mehr Gymnasien als damals. Beim „Wettbewerb“ der
Schulformen um Schüler würden die Eltern mit den Füßen
abstimmen und damit ihr Vertrauen in die gute Arbeit an
den Gymnasien zum Ausdruck bringen. Für die Sorgen hin-
sichtlich der Zukunft der Gymnasien könne er „jedenfalls
keinen rechten Grund erkennen“.

Weil scheint es mit seiner Ankündigung einer „Aufgabenkri-
tik“ ernst zu meinen, denn in Goslar sagte er eindeutig einen
Abbau außerunterrichtlicher Belastungen zu. Weitere Stun-
denreduzierungen seien nicht möglich, so Weil, aber ein
Abbau zeitraubender Nebentätigkeiten schon. Nehmen wir
ihn beim Wort – ein Herausreden oder gar eine Rücknahme
seiner Zusagen würde einen Gesichtsverlust bedeuten. Der
vom Philologenverband seit Jahren geforderte umfangrei-
che Abbau außerunterrichtlicher Aufgaben der Lehrkräfte
soll damit nun endlich in Gang kommen. Schon im Frühsom-
mer hatte der Philologenverband in zwei Gesprächen mit
Ministerpräsident Weil an konkreten Beispielen auf die
immer weiter fortschreitende Überlastung von Lehrkräften
und Schulleitungen durch zahlreiche außerunterrichtliche

Aufgaben hingewiesen, die im
Hinblick auf die zentralen Aufga-
ben von Schule, Unterricht und
Erziehung, teilweise überflüssig
oder gänzlich verzichtbar sind –
eine Auffassung, für die Weil
großes Interesse gezeigt hatte.

Keine klaren Aussagen
Von den „Perspektiven des Gym-
nasiums“, zu denen er seinem
Thema gemäß sprechen wollte,
war allerdings kaum die Rede.
Auf die zuvor vom PhVN-Vorsitz-
den Horst Audritz vorgebrachten
konkreten Sorgen – IGS als erset-
zende  Schulform, zunehmender
Leistungsabbau durch zahlreiche
Rechtsvorschriften des Kultusmi-
nisteriums, drohende Abschaf-
fung der Gymnasiallehrerausbil-
dung, Einheits-Personalvertre-

Schülerinnen vom Ratsgymnasium Goslar, Constanze Zell (Violine), Theresa Zell (Violine), Anette Zell
(Viola), Emily Harmening (Violoncello) sowie – hier nicht zu sehen – Alexandra Hegemann am Klavier,
sorgten für eine stimmungsvolle musikalische Untermalung der Eröffnungsveranstaltung.
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tung durch die Novellierung des NPersVG – ging der Minis -
terpräsident nicht ein. Auf die Dauer wird er aber klare Ant-
worten darauf nicht schuldig bleiben können!

Bemerkenswert war seine Aussage zur Inklusion: Es „werden
und sollen nach und nach auch immer mehr Schülerinnen
und Schüler mit Handikaps die Chance haben, den gym -
nasialen Weg zur Hochschulreife einzuschlagen, wenn sie
dazu im Stande sind“. Dies wirkte wie eine Bestätigung der
Auffassung des Philologenverbandes, dass eine Beschulung
„behinderter“ Kinder am Gymnasium nur Sinn macht, wenn
sie auch die Chance haben, den An forderungen dieser Schul-
form zu genügen.

Man könnte also zusammenfassen: Ministerpräsident Weil
stellte zumindest atmosphärisch ein gutes Klima zwischen
dem Gymnasiallehrerverband und der Landesregierung wie-
der her, indem er sich persönlich zum Gym nasium bekannte
und auch für gewisse Leistungsanforderungen warb (Kopf-
rechnen, Gedichte lernen). Andererseits äußerte er kein Wort
des Bedauerns über die unter seiner Ägide erfolgte Arbeits-
zeiterhöhung, sondern meinte nur, das Verwaltungsgerichts-
urteil nehme er sportlich, diese Runde hätten „wir“ klar
gewonnen. Geschickt vermied Weil alle konkreten Aussagen
zur Schulpolitik, indem er darauf verwies, dass er dafür kein
Experte sei, dass aber das Gymnasium doch hervorragend
dastehe, da über das Wohl und Wehe von Schulformen nicht
die Politik, sondern die Abstimmung der Eltern mit den
Füßen entscheide – und das sei natürlich unserer guten
Arbeit zu verdanken, für die er dann auch herzlich dankte.
Die Kassen des Landes seien allerdings leer, so dass der Dank
sich nicht in dieser Form äußern könne. Dieses immer wie-
der gern als Ausrede benutzte Argument – an anderer Stelle,
wie zum Beispiel dem Prestige projekt eines neuen Plenar-
saals in Hannover, scheint es keine leeren Kassen zu geben –
vermag nun wirklich keinen mitdenkenden Menschen mehr
zu überzeugen.

Das Thema der zukünftigen Lehrerausbildung ignorierte er
 lieber und ging nicht auf die Frage ein, ob die Landesregie-
rung an der angestrebten Einheitslehrerausbildungsidee
festhalten wolle. Denn, wie Horst Audritz es formulierte,
ohne die Gym nasiallehrer wird es das Gymnasium nicht
mehr geben – egal, was auf dem Schulgebäude und dem
Briefkopf steht. Ebenso vermied er konkrete Aussagen zur
Novellierung des Personalvertretungsgesetzes, das in
Zukunft nur noch eine Einheits-Lehrervertretung vorsieht
und keine schulformbezogenen Fachgruppen mehr zulässt.
Eine Petition, die nach dem Auftritt des Ministerpräsidenten
an die Politik gerichtet wurde, diese Gesetzesnovelle, die bei
keinem Verband – auch die GEW sprach in ihrem Presseor-
gan davon, das neue Gesetz sei „kein großer Wurf“ – klare
Zustimmung findet und archaisch an mutende Eigentüm-
lichkeiten des NPersVG wie die Trennung von Frauen- und
Männerlisten sogar fortschreibt, zurückzunehmen, wurde –
man muss sagen: wie erwartet – nicht beachtet. Das neue
Gesetz wurde gegen alle Einwände und guten Ratschläge
„durchgepaukt“. Dabei sollte man doch meinen, die Landes-
regierung hätte in Zeiten der Flüchtlingskrise dringendere
Politikfelder zu bearbeiten…

Grundsatzpapier und wichtige Resolutionen
Die Reden des diesjährigen Vertretertags sind in dieser
 Ausgabe von „Gymnasium in Niedersachsen“ in guter alter
Tradition abgedruckt. Neben den beiden „großen“ Anspra-
chen des Ministerpräsidenten und des Verbandsvorsitzenden
ist erstmals auch das Grußwort des Goslarer Oberbürger-
meisters Dr. Junk komplett wiedergegeben, da seine
 Forderung, endlich einmal „Ruhe in die Schulen zu bringen“,
nicht weiter ungehört verklingen sollte.

Um den unverzichtbaren Kern des Gymnasiums, für dessen
Erhalt die nötigen Rahmenbedingungen erhalten bzw. ge -
fordert werden müssen, umfassend für unsere Gegenwart zu
 formulieren, wurde in Goslar ein Grundsatzpapier zum
Selbstverständnis gymnasialer Bildung beschlossen. Es ist
ebenso in dieser Ausgabe abgedruckt wie die Resolution zur
Aufgabenkritik, die darauf abzielt, alle Tätigkeiten, die nicht
direkt dem Unterricht zugute kommen, aus den Dienst -
geschäften zu verbannen, um eine 40-Stunden-Woche zu
erreichen, welche den Lehrkräften gesetzlich auch zusteht.

Die Kultusministerin hatte pünktlich zum Auftakt des Philo-
logentages verkünden lassen, dass sie ein solches Anliegen
unterstützt. Allerdings will sie dazu zunächst alle 86.000
Lehrkräfte Niedersachsen befragen  lassen – dies dürfte sehr
lange (zu lange!) dauern, bis man zu handhabbaren Ver -
besserungsvorschlägen für die verschiedenen Problemlagen
der verschiedenen Schulformen kommt. Denn wer soll nach
 welchen Kriterien diese un glaublichen Materialmengen
 auswerten und daraus brauchbares Arbeitsmaterial für die
geplante Expertenkommission zusammenstellen? Wie lange
soll das einschließlich des für die Befragung notwendigen
Vorlaufs dauern?

Dabei braucht man doch gar nicht wieder bei Null anzufan-
gen. Wir wissen, wo die Probleme und Zeitfresser sind, sie
sind klar in unserer Resolution benannt. Und bereits 2011/12
hatte der Philologenverband in einer Umfrage die Belastun-
gen an den Gymnasien erhoben. Auf diese Initiative hin hat-
ten sich im MK unter Beteiligung der Lehrerorganisationen
mehrere Arbeitsgruppen unter damals wie heute gültigen
Fragestellungen eingehend mit der erforderlichen Aufga-
benkritik befasst. Viele Aktenordner wurden gefüllt – aber
geschehen ist nichts.

Der Ministerpräsident jedenfalls zeigte sich ausdrücklich
zum weiteren Dialog bereit und ein eindeutiges Interesse an
einem Abbau verzichtbarer außerunterrichtlicher Aufgaben
und damit an einer Verringerung der Arbeitszeit. Der Philo-
logenverband wird die signalisierte Dialogbereitschaft gern
nutzen. Kehren wir damit noch einmal zum Motto des Ver-
tretertags 2015 zurück: „Mit uns kann man sprechen, und
mit uns muss man rechnen“ – so Horst Audritz wörtlich am
Schluss seiner Ansprache.

Wir erwarten nun aber auch zügige
Ergebnisse und konkrete Ergebnisse und
Verbesserungen! Wir sind gesprächsbe-
reit, aber wir werden uns nicht auf lang-
wierige Alibiveranstaltungen einlassen.
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Mit uns muss man rechnen!
Rede des Vorsitzenden des Philologenverbands Niedersachsen, Horst Audritz, anlässlich der Vertreterversammlung 2015

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, sehr verehrte Gäste,
liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren!

Nicht nur in der deutschen Geschichte, auch in unserer Ver-
bandsgeschichte hat die Goslarer Kaiserpfalz einen wichti-
gen Platz. Fast auf den Tag genau vor 25 Jahren haben wir
hier den ersten Philologentag im wieder geeinten Deutsch-
land begangen. Mit dabei war der damalige Staatssekretär
im Kultusministerium von Sachsen-Anhalt, Herr Dr. Legall,
und mit dabei waren auch Vertreter des im Mai 1990 neu
gegründeten Philologenverbandes mit ihrem Vorsitzenden,
Herrn Dr. Böhm, an der Spitze.

Wir wollten damals an diesem historisch markanten Ort ein
Zeichen für unsere Gemeinsamkeiten setzen. Wir wollten
unsere Freude über das Ende von Diktatur, Teilung Europas,
Mauer, Stacheldraht und militärischer Konfrontation zum
Ausdruck bringen. Wir wollten darüber hinaus aber auch
 Zeichen setzen für die Entwicklung des Schul- und Bildungs-
wesens in West und Ost.

Die Entwicklung des Gymnasiums seit 1990 – eine
Bilanz
Heute wollen wir Bilanz ziehen, die gegenwärtige Situation
analysieren und die Erfordernisse der Zukunft ins Auge fas-
sen und dabei fragen:
■    Hat sich das Gymnasium in den vergangenen 25 Jahren

wirklich als „Schule mit Zukunft“ erwiesen?
■    Was ist bei aller Wandlung und Wandlungsfähigkeit des

Gymnasiums der unverzichtbare Kern dieser Schulform?

■    Welche Tendenzen stehen heute diesem Gymnasium
 entgegen?

■    Warum ist das Gymnasium weiterhin unverzichtbar?

Die erste Frage kann man uneingeschränkt mit „Ja“ beant-
worten. In allen Bundesländern auf dem Gebiet der ehema -
ligen DDR sind leistungsfähige Gymnasien errichtet worden
und erfreuen sich großer Beliebtheit. Der Aufbau der Gym-
nasien geschah freilich nicht ohne Widerstände. Schon bald
nach der Grenzöffnung waren aus dem Westen – auch aus
Niedersachsen – Ideologen unterwegs, die den Lehrern wie
Eltern die Beibehaltung der Einheitsschule schmackhaft
machen wollten. Sie wollten damit die Einführung der Inte-
grierten Gesamtschule als einziger Schulform im Osten
 vorantreiben. Erfolg haben sie damit nicht gehabt.

Auch in den alten Bundesländern hat das Gymnasium nach
wie vor seinen festen Platz. Eltern und breite Kreise der
Bevölkerung schätzen die Leistungsfähigkeit der Gymnasien
und halten sie für die beste Vorbereitung auf die Anforde-
rungen eines Hochschulstudiums oder anspruchsvoller Beru-
fe. Entsprechend groß ist der Andrang zu dieser Schulform:
In Niedersachsen stieg der Prozentsatz der Schüler eines
Jahrganges, die nach der 4. Klasse auf das Gymnasium über-
gehen, von 31% im Jahr 1990 auf 43% im Jahr 2015.

Das Gymnasium kann auf eine 200jährige
 Erfolgsgeschichte zurückblicken
Der Erfolgsweg des Gymnasiums ist lang. An seinem Anfang
steht Wilhelm von Humboldt. Er hatte eine neuartige, genia-

Horst Audritz bei seiner Rede im Kaisersaal der Goslarer Kaiserpfalz.
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le Idee von Schule: Statt um vordergründig Nützliches und
die Anhäufung von Stoff ging es Humboldt um allgemeine
Menschenbildung an dafür geeigneten Inhalten. Es ging ihm
um Grundlagen: um Sprach- und Entscheidungsfähigkeit,
um Selbsttätigkeit, um Lernen, wie man im Leben lernen
muss, kurz gesagt: um ganzheitliche Menschenbildung in
humanistischem Geist. Das Ziel der Befähigung zu einem
Hochschulstudium war darin eingeschlossen.

Das Gymnasium hat sich in den 200 Jahren seines Bestehens
immer als wandlungsfähig erwiesen, ohne jedoch seine
unverzichtbaren Grundlagen aufzugeben oder gar leichtfer-
tig aufs Spiel zu setzen, wenn es galt, sich Neuem zu öffnen.
In den siebziger Jahren wurde mit der Oberstufenreform den
Schülern eine stärkere individuelle Schwerpunktbildung bei
gleichzeitig exemplarisch vertieftem Lernen in den jeweils
gewählten Schwerpunktfächern ermöglicht. Die Computeri-
sierung und Digitalisierung der Welt mit ihren vielfältigen
Auswirkungen stellen uns vor weitere schwierige Herausfor-
derungen, auf die wir unsere Antworten geben müssen.

Gewandelt hat sich auch die soziale Zusammensetzung der
Gymnasialschülerschaft. Vor 1914 besuchten gerade einmal
drei Prozent eines Jahrgangs diese Schulform, und es waren
ganz überwiegend die Kinder des Bildungsbürgertums. Die
Bildungsrevolution der sechziger Jahre hat das Gymnasium
endgültig zu einer Schule gemacht, für die der Begriff der
„Standesschule“ nicht mehr gilt.

An dieser Tatsache ändern auch die wirklichkeitsverfälschen-
den Behauptungen des PISA-Apologeten Schleicher nichts,
der im Übrigen auch durch die Aussagen des PISA-Koordina-
tors Manfred Prenzel widerlegt ist, nach dem sich der Zusam-
menhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg in
Deutschland in etwa im Durchschnitt der Industriestaaten
bewegt. Der EU-Sozialbericht 2008 kam sogar zu dem
Schluss, dass Deutschland in Sachen Bildungsgerechtigkeit
insgesamt zur positiven Spitzengruppe in Europa gehört.

Ich will gar nicht bestreiten, dass es in Sachen sozialer Bil-
dungsgerechtigkeit auch heute noch Nachholbedarf gibt.
Die Flüchtlingsströme werden uns hier zudem vor neue
 Herausforderungen stellen. Wo zu Hause kein Wort Deutsch
gesprochen wird, da haben die dort aufwachsenden Kinder
zwangsläufig einen schwerwiegenden Nachteil. Es ist daher
eine richtige Entscheidung, den Kita-Ausbau voranzutreiben.
Eine ebenso richtige Entscheidung dieser Landesregierung
ist der Ausbau der Ganztagsschulen, denn eine auf diesem
Weg verbesserte Förderung ermöglicht es, noch vorhandene
unterschiedliche Start chancen für eine gute Bildung weiter
zu verringern.

Was ist das Charakteristische, das Unverzichtbare am
Gymnasium?
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich bei der Bestim-
mung dessen, was das Charakteristische, was das Unver-
zichtbare am Gymnasium, kurz, was das Gymnasiale an die-
ser Schulform ist, von unserem Schulgesetz ausgehen. Das

Gymnasium soll seinen Schülern eine breite und vertiefte
Allgemeinbildung vermitteln, und es soll ihnen den Erwerb
der allgemeinen Studierfähigkeit ermöglichen. Altersgemäßes
wissenschaftspropädeutisches Arbeiten und selbständiges
Lernen sind tragende Prinzipien des gymnasialen Unter-
richts. Der neunjährige Langzeitlehrgang, der sequentiell
angelegt ist, fordert und fördert in besonderer Weise die
Fähigkeit der Schülerinnen und Schüler zu abstrakter, theo-
retischer, vernetzter und selbständiger geistiger Durchdrin-
gung komplexer und komplizierter Sachverhalte. Der gym -
nasiale Bildungsgang verlangt Schüler, die willens, bereit
und in der Lage sind, sich diesen Ansprüchen zu stellen,
wenn denn ihr Besuch eines Gymnasiums erfolgreich sein
soll. Gymnasiales Lernen hat also ein besonderes Anspruchs-
niveau, und es ist von Anfang an zielorientiert. Das ist das
Proprium seines spezifischen Profils, ohne das ein Gymnasi-
um kein Gymnasium mehr ist.

Lassen Sie mich damit übergehen zu der entscheidenden
Frage: Welche Entwicklungen sind es, die das eben skizzierte
Profil des Gymnasiums, seinen Kernbestand und damit
 letztlich seine Existenz in Frage stellen oder gar gefährden?
Wenn man die im Schulgesetz und die in den einzelnen
Fächern gesetzten Ziele ernst nimmt, kann man nur zu dem
Schluss kommen: Das Gymnasium kann keine Schule für 
70 Prozent eines Jahrganges sein oder gar für alle. Wir sind
 hinsichtlich der Übergangsquote zum Gymnasium an der
Grenze dessen angekommen, was möglich ist, ohne die
staatlich festgelegten – und auch erforderlichen und not-
wendigen – Ziele des Gymnasiums grundlegend zu verän-
dern oder faktisch gar aufzugeben. 

Das Gerede von einer zu niedrigen Aiturquote
Sucht man nach Ursachen für diesen Trend, so stößt man
 fraglos auf die jahrelange Propaganda von OECD und Bertels-
mann-Stiftung und anderen. Seit Jahren reden insbesondere
diese Institutionen der Bevölkerung ein, dass nur das Abitur
den späteren Berufserfolg sichere, dass Deutschland mit sei-
ner im Vergleich mit anderen Ländern scheinbar niedrigen
Abiturquote ein bildungspolitisches Entwicklungsland sei und
seine wirtschaftliche Zukunft damit massiv gefährde. Dass
gerade die Länder ohne Abiturinflation – Deutschland, die
Schweiz, Österreich – seit langem wirtschaftlich am besten
dastehen und zudem die geringste Jugendarbeitslosigkeit
haben, wird geflissentlich unterschlagen und unser erfolgrei-
ches duales System permanent schlecht geredet. Schon gar
nicht wird in Rechnung gestellt, dass das Abitur etwa in Frank-
reich oder Italien mit dem deutschen Abitur gar nicht ver-
gleichbar ist. Die Hochschulen klagen bereits massiv, dass die
formale Studienberechtigung und die tatsächliche Studienbe-
fähigung teilweise deutlich auseinanderklaffen und die Stu -
dienabbrecherquote in manchen Fächern bei 50 Prozent liegt,
und das trotz steigender Abiturdurchschnittsnoten. 

Um nicht missverstanden zu werden: Der Philologenverband
will keine planwirtschaftlichen Festlegungen von Abiturquo-
ten. Die Türen des Gymnasiums stehen allen offen, die die
staatlich gesetzten Anforderungen und Ziele bei guter För-
derung erreichen wollen und können. Aber wir wenden uns
entschieden gegen den immer weiter um sich greifenden
verhängnisvollen Trend, notwendige Leistungsanforderun-
gen abzubauen, nur noch gute Noten zu geben, insgesamt
Zensuren Schritt für Schritt in Frage zu stellen oder gar

Deutschland gehört in Sachen Bildungs-
gerechtigkeit insgesamt zur positiven

Spitzengruppe in Europa.
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abzuschaffen und auf dauerhafte Überforderung nicht
angemessen zu reagieren. Denn das ist doch nichts anderes
als eine unverantwortliche Gefälligkeitspädagogik, die dann
zum Skandal wird, wenn sie noch staatlicherseits verordnet
wird. Wir halten es für falsch, ja geradezu für sträflich, jede
echte Herausforderung, jede Notwendigkeit von Anstren-
gung und Durchhaltevermögen aus der Schule herauszu -
destillieren. Das nutzt keinem.

Abbau von Leistungsanforderungen:
 Gefälligkeitspädagogik
Äußerungen aus dem Kultusministerium und manche Rechts -
vorschriften aus diesem Hause lassen allerdings zu nehmend
derartige Tendenzen erkennen. Wir lehnen diese Entwicklung
entschieden ab.

Die Abschaffung der – schon bisher unverbindlichen – Schul-
laufbahnempfehlung am Ende der 4. Klasse soll angeblich
dem Abbau von „Stress“ dienen; bei genauerem Hinsehen
lässt das aber nur den Schluss zu, dass die Leistungsfähigkeit
eines Schülers für den Besuch eines Gymnasiums keine Rolle
mehr spielen soll, und in die gleiche Richtung zielt die den
Schulen zunehmend anheimgestellte Abschaffung von
Noten und ihre Ersetzung durch Lernzustands- bzw. Lernent-
wicklungsberichte, deren Aussagekraft erfahrungsgemäß
bestenfalls als eingeschränkt zu bezeichnen ist.

Auch die weiter propagierte Verringerung von Anforderun-
gen in Lernkontrollen sowie die Verringerung der Zahl der
schriftlichen Arbeiten gehören zu dieser Kategorie der
 Ge fälligkeitspädagogik ebenso wie die Änderung von Prü-
fungsformaten, so z.B. die jetzt für das Abitur geplanten
 Präsentationsprüfungen.

Ich möchte diese Tendenz, zu immer weiteren, mehr als pro-
blematischen Erleichterungen zu kommen, noch an einem
besonders eklatanten Beispiel darstellen und es dann dabei
belassen: Nach einem derzeit in der Anhörung befindlichen

Erlassentwurf zu Versetzungen und Überweisungen soll
künftig ein Schüler, der bereits zweimal im selben Schuljahr-
gang oder in zwei aufeinanderfolgenden Schuljahrgängen
nicht versetzt wurde, trotz seiner Nichtversetzung am Unter-
richt in der nächsthöheren Klasse des Gymnasiums teilneh-
men können. Ein Unding in vielerlei Hinsicht. Denn jeglicher
Leistungsanspruch wird hier ad absurdum geführt, und dem
Schüler nutzt eine derartige Regelung schon gar nichts.

Auch die geplante Abschaffung der Verpflichtung zur zwei-
ten Fremdsprache in der Einführungsphase der Oberstufe
gehört in die Schublade dieser verhängnisvollen Erleichte-
rungspädagogik. Wir haben uns hierzu in aller Deutlichkeit
ablehnend geäußert, und in vielen Schulen ist mit zahlreichen
Unterschriftsbekundungen gegen diese Pläne vehement
protestiert worden. Herr Ministerpräsident, wir hoffen daher
sehr, dass in dem neuen Entwurf der Oberstufenverordnung,
der im Dezember vorgelegt werden soll, von dieser Abschaf-
fung der zweiten Fremdsprache in der Einführungsphase
des Gymnasiums endgültig Abstand genommen wird.

Bildungspolitik ist Wirtschaftsförderung pur
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Sie haben in Ihrer
Regierungserklärung gesagt, dass Bildungspolitik gleichzei-
tig Wirtschaftsförderung pur sei und dass wir mehr Qualität
in unserem Bildungswesen brauchen. Dem stimmen wir
uneingeschränkt zu.

Wir haben die Wiedereinführung der neunjährigen Lernzeit
an Gymnasien durch Ihre Regierung, wie wir sie nachdrück-

Meine Damen und Herren, ich frage Sie,
können in einer verantwortungsvollen,
am Wohle des Schülers ausgerichteten

Schul- und Bildungspolitik derartige
Regelungen einen berechtigten Platz

haben? – Wir meinen: NEIN.

Ministerpräsident Stephan Weil hörte, wie alle Delegierten und Gäste, der Rede des Verbandsvorsitzenden aufmerksam zu. 
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lich gefordert hatten, sehr begrüßt, und wir sind für diese
klare schulpolitische Entscheidung, die bundesweit Maß -
stäbe gesetzt hat, sehr dankbar. Jetzt kommt es aber darauf
an, dass wir das wieder gewonnene Schuljahr als Chance
nutzen, nach dem Wegfall von Hektik und Hast weiter und
intensiv an der Verbesserung der Qualität von Schule zu
arbeiten. Doch könnten das Absenken notwendiger Lernan-
forderungen, die Entwertung notwendiger Studiertugenden,
die administrativ geförderte Tendenz zur Inflation guter
Noten und hochwertiger Abschlüsse – ohne dahinter stehen-
de entsprechende Leistungen – zu diesen Zielsetzungen
 passen? Wir meinen nein, und deswegen wenden wir uns
gegen diese verhängnisvollen Tendenzen.

Denn dies alles schafft nicht die Schulqualität, die Sie, sehr
geehrter Herr Ministerpräsident, fordern und die auch wir
wollen. Diese Erleichterungspädagogik bringt unser Land
nicht weiter, aber sie gefährdet auf Dauer unseren wirt-
schaftlichen Erfolg und damit auch die Basis für unseren
Sozialstaat. Denn Quantität ohne Qualität ist ein Irrweg, den
wir uns als ein Land, dessen einziger Rohstoff die geistigen
Fähigkeiten und das Know-how seiner Bürger sind, nicht
 leisten können.

Gegen strikte Kompetenzorientierung: kein Verzicht
auf bedeutsame Inhalte und konkretes Wissen
Unverzichtbar am speziellen Profil des Gymnasiums ist die
Ausbildung von Kräften an dafür geeigneten Inhalten. Es ist
ein fataler Irrtum, der auch in einigen Kerncurricula deutlich
sichtbar wird, Kompetenzen, also allgemeine instrumentale
Fähigkeiten, an beliebigen Inhalten einzuüben und damit
weitgehend – oder gar ganz – auf bedeutsame Inhalte und
konkretes Wissen zu verzichten.

Man braucht sich dazu nur das KC Englisch anzusehen. Der
Fachverband Moderne Fremdsprachen hat über dieses KC
sein Urteil gefällt und lehnt wie wir die darin vorgenomme-
ne Grundaussage, Inhalte seien – ich zitiere - „hauptsächlich
Vehikel zum Sprachenlernen“ und damit sekundär, mit Nach-
druck ab. Offensichtlich ist diese Grundaussage auch Ursache
dafür, dass verbindliche Inhalte in diesem KC praktisch nicht
mehr vorkommen, was nach Auffassung des Philologenver-
bandes ein eklatantes Versäumnis ist.

In besonders eindrucksvoller Weise ist der Unsinn rein
 kompetenzorientierten Lernens ohne Wissensbasierung ja
spätes tens durch die Tests des Frankfurter Wissenschaftlers
Prof. Klein nachgewiesen worden, wonach rein kompetenz -
orientierte Abiturklausuren im Fach Biologie bereits von
Neuntklässlern mühelos gemeistert werden konnten.

Dieser Ansatz der strikten Kompetenzorientierung verkennt
völlig, dass es eine Dignität der Inhalte gibt. Bildung, die Ent-
faltung mündiger, urteilsfähiger Persönlichkeiten, kann nur
aus der Durchdringung von dazu geeigneten Inhalten erwach-
sen. Wer die Antigone des Sophokles bearbeitet hat, dem wird
vor Augen geführt, dass der hybride Anspruch des Staates
beschränkt sein muss durch übergreifend gültige, allgemeine
Menschenrechte. Die erzieherische Wirkung solcher Inhalte
mag sich nicht bei allen entfalten. Sicher ist aber: Mit dem Ver-
zicht auf Inhalte mit Dignität und Anspruch verzichtet man
von vornherein auf solche Wirkungen, und meine Damen und
Herren, wir sehen in diesem einseitigen Utilitarismus eine

nicht zu unterschätzende Gefährdung des Bildungsauftrages
der Gymnasien.

Keine Verengung des Menschseins auf ökonomische
Nutzbarkeit
Gewisse Kreise sehen das freilich anders und fordern, die
Schulen und insbesondere die Gymnasien sollten sich dem
unmittelbar Zweckdienlichen zuwenden: Das Gymnasium
solle weitgehend vorbereiten auf eine Verwendung in der
globalisierten Wirtschaft. Doch dies stellt nichts anderes 
als eine Absage an eine ganzheitliche Bildung und eine Ver-
engung des Menschseins auf ökonomische Nutzbarkeit dar,
und das lehnen wir ab.

Um nicht missverstanden zu werden, möchte ich ausdrück-
lich unterstreichen, dass wir keinesfalls eine lebensfremde
Bildung wollen. Gymnasien sind keine Elfenbeintürme, abge-
schottet von jeglichen Anforderungen des Lebens und damit
auch der wirtschaftlichen Zukunftssicherung. Aber bloße
 Alltagstauglichkeit nach dem Motto: „quadratisch, praktisch,
gut“ ist nicht unsere Maxime. Unsere Schülerinnen und
Schüler müssen auch wissen, wo sie herkommen, was ihre
geistig-kulturellen Wurzeln sind, welche Werte für unsere
Gesellschaft richtunggebend sind und welche gesellschaft -
liche Verantwortung sie tragen. 

Falsche Weichenstellungen des Schulgesetzes
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, Sie kennen unsere Vor-
behalte hinsichtlich der Bestimmungen des neuen Schulge-
setzes zur Schulstruktur, die auch als Instrumente zur Ver-
drängung des Gymnasiums besonders in ländlichen Regio-
nen eingesetzt werden. Wir haben unsere Ablehnung in aller
Deutlichkeit artikuliert und insbesondere auf die Problema-
tik hingewiesen, wenn an schulischen Standorten nur noch
die Gesamtschule vorhanden ist, die als einzige Schulform
alle anderen Schulformen „ersetzen“ kann.

Wir kennen natürlich, Herr Ministerpräsident, auch Ihre
 wiederholten Zusicherungen, dass die Gymnasien von Ihnen
nichts zu befürchten hätten. In diesem Sinne ersuchen wir
Sie, Ihr Augenmerk darauf zu richten, dass gerade wegen der
geschilderten Problematik ein faires Mit- und Nebeneinan-
der, gleichsam eine friedliche Koexistenz gewährleistet ist,
nicht nur von Gymnasien und Gesamtschulen, sondern auch
von Gesamtschulen und Haupt-/Realschulen bzw. Oberschu-
len – ein faires Mit- und Nebeneinander, das das Land in
 seiner Verantwortung für unser Schulwesen insgesamt zu
gestalten hat. Denn auch die berufspropädeutische Bildung
unserer jungen Menschen, wie sie von den Haupt-/Realschu-
len und Oberschulen ihrem Bildungsauftrag entsprechend in
hoch anerkannter und hervorragender Weise geleistet wird,
ist eine Säule unseres Bildungswesens, auf die wir nicht ver-
zichten können.

Faires Mit- und Nebeneinander bedeutet konkret auch, dass
die Gymnasien vergleichbare personelle und materielle
Zuwendungen erfahren wie andere Schulformen. In diesem
Sinne erwarten wir beispielsweise, dass die Lehrerstunden-
zuweisung in der Oberstufe der Gymnasien und der Gesamt-
schulen nach den gleichen Kriterien erfolgt, was derzeit –
zum Nachteil des Gymnasiums und seiner Schüler – nicht
der Fall ist. Die Gymnasien erhalten ferner, im Gegensatz zu
allen anderen Schulformen, auch keinerlei Anrechnungs-
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stunden für die Leitung einer Fachkonferenz – eine Unge-
rechtigkeit, die dringend behoben werden muss.

Eigenständige Gymnasiallehrerausbildung ist
 unverzichtbar
Ein Weiteres will ich noch unterstreichen, wenn das Gymnasi-
um Zukunft haben soll. Das Gymnasium braucht zum Erhalt
seines Profils den für das Gymnasium fachwissenschaftlich,
fachdidaktisch und fachmethodisch ausgebildeten Lehrer.
Das ist nichts Außergewöhnliches, auch wenn es jenen so
scheint, die den Einheitslehrer wollen. Denn in allen Berufen
wird stets auf spezielle Qualifikationen hin ausgebildet, die
man für die jeweiligen beruflichen Aufgabenstellungen
benötigt. Niemand käme z. B. auf die Idee, alle Ärzte gleich
auszubilden und die Facharztausbildung abzuschaffen, denn
er wüsste um die Gefahr für Leib und Leben, wenn bei Herz -
rhythmusstörungen an Stelle des Kardiologen der Augenarzt
an sein Bett treten würde. Doch bei den Lehrern soll das
gehen, wie die Koalitionsvereinbarung von SPD und Grünen
zur Lehrerausbildung zeigt. Nein, das geht eben nicht!

Zwar scheint die Abschaffung der Gymnasiallehrerausbil-
dung derzeit erst einmal zurückgestellt, aber sie schwebt
weiter als Damoklesschwert über den Gymnasien. Ich habe
auf dem letztjährigen Philologentag gesagt, und ich sage
das heute erneut: Die Gestaltung und die Inhalte der Lehrer-
ausbildung sind für uns der politische und sachliche Lackmus -
test für die Beurteilung des wirklichen schulpolitischen
 Wollens. Denn wenn die Gymnasiallehrerausbildung ab -
geschafft wird, dann ist die Abschaffung des Gymnasiums
 vorprogrammiert. Ohne Gymnasiallehrer kein Gymnasium!

Das Urteil zur Arbeitszeiterhöhung wurde zügig
umgesetzt – strittig bleibt die Mehrarbeitsvergütung
Als zum Schuljahresbeginn 2014/15 die Unterrichtsverpflich-
tung der Gymnasiallehrer erhöht wurde, haben wir, nach-
dem politische Gespräche ergebnislos verlaufen waren, nicht
gezögert, den Klageweg zu beschreiten: Denn wir waren
nicht nur nach unserem Rechtsempfinden, sondern auch auf
der Grundlage eines ausführlichen Rechtsgutachtens und
neuerer Rechtsprechung zum Verfassungsrecht der festen
Überzeugung, dass mit dieser Erhöhung den Gymnasial -
lehrern eindeutig Unrecht geschehen war. Das OVG-Urteil
vom 9. Juni 2015 hat diese Auffassung bestätigt und die
Erhöhung für nichtig erklärt – was in den Gymnasien sowohl
im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte als
auch im Hinblick auf die Einstellungschancen für viele quali-
fizierte Nachwuchspädagogen, die ansonsten vor dem
beruflichen Aus gestanden hätten, mit unbeschreiblicher
Freude und großer Erleichterung aufgenommen worden ist.

Natürlich haben wir uns gefragt, wie das Land diesen Urteil-
spruch aufnehmen und so umsetzen würde, dass altes Recht
rückwirkend wiederhergestellt und das an den Gymnasien
entstandene Fehl von 740 Lehrerstellen kompensiert würde.
Das Land hat dann in einem Kraftakt zügig die für die Unter-
richtsversorgung der Gymnasien erforderlichen Planstellen
zur Verfügung gestellt. Doch wir wissen: Die Bereitstellung
von Planstellen allein genügt nicht: Es müssen auch genügend
Lehrer vorhanden sein, die ihre Aufgaben in Unterricht und
Erziehung in sachgerechter und qualifizierter Weise erfüllen
können. Dieser Aspekt wird unseres Erachtens in der Diskus-
sion um die Unterrichtsversorgung der Gymnasien von man-

chem viel zu sehr vernachlässigt – nicht zuletzt zum Nach-
teil der Schülerinnen und Schüler, um die es letztlich geht.

Insgesamt wurde mit dem von den Lehrerorganisationen
und dem Kultusministerium gemeinsam getragenen Maß-
nahmenbündel in der Kürze der zur Verfügung stehenden
Zeit und unter Berücksichtigung der Bewerberlage das Best-
mögliche erreicht, was wir ausdrücklich anerkennend ver-
merken. Ich will aber nicht verschweigen, dass eine wichtige
Frage weiterhin strittig ist, nämlich die Höhe des finanziel-
len Ausgleichs für zu viel erteilte Stunden: Der vom Land
dafür bisher vorgesehene Ausgleich nach Mehrarbeitsver -
gütung entspricht in keiner Weise der geleisteten Arbeits-
zeit.

Herr Ministerpräsident, wir möchten Sie daher herzlich
 bitten, unser Petitum auf eine sachgerechte Festsetzung der
Stundensätze zu unterstützen, damit das Kapitel „Arbeits-
zeiterhöhung für Gymnasiallehrer“ auch in diesem letzten
noch offenen Punkt positiv und endgültig zur Zufriedenheit
der Betroffenen geschlossen werden kann.

Mit großer Sorge betrachten wir auch die Bedingungen,
unter denen Lehrkräfte Schulfahrten durchführen müssen.
Ich würde hier und heute dieses Thema nicht ansprechen,
wenn nicht auch in der seit Anfang des Monats geltenden
Neufassung des Schulfahrtenerlasses Lehrkräfte in Bezug
auf Dienstreisen, wie es Schulfahrten nun einmal sind,
 weiterhin schlechter gestellt werden als andere öffentlich
Bedienstete: Sie erhalten, so die Pressemitteilung des MK,
ich zitiere: „künftig 50% der allgemeinen Dienstreisekosten“,
demnach gerade einmal die Hälfte dessen, was anderen
Beschäftigten im öffentlichen Dienst bei Dienstreisen
zusteht. Dass damit nach Auffassung des MK, ich zitiere:
„beste Voraussetzungen für Schulfahrten in Niedersachsen“
geschaffen werden, können wir nun beim besten Willen
nicht nachvollziehen.

Neues Personalvertretungsgesetz beschreitet Weg
zum Einheitslehrer
In diesen Tagen soll im Landtag das neue Personalvertre-
tungsgesetz abschließend beraten und verabschiedet wer-
den, und somit ist heute die letzte Gelegenheit, uns dazu
nochmals in der gebotenen Kürze hier zu äußern und drin-
gend erforderliche Korrekturen anzumahnen. Der Entwurf
lässt zweifelsfrei erkennen, dass es in vielen Bereichen zu
teilweise erheblichen Verschlechterungen kommen wird.
Das gilt vor allem für die vorgesehene Abschaffung des
Fachgruppenprinzips in den Stufenpersonalräten, was nur
den Schluss zulässt, dass sich die Landesregierung – perso-
nalvertretungsrechtlich gesehen – auf den Weg in ein Ein-
heitsschulsystem begeben will.

Denn künftig sollen die Interessen und Belange der Lehrkräf-
te einer Schulform nicht mehr von Personalräten vertreten
werden, die nach dem Fachgruppenprinzip organisiert sind,
sondern von Personalvertretungen, in denen die Lehrkräfte
aller Schulformen gleichermaßen zuständig sind, was eine
schulformbezogene Vertretung des Personals erheblich
erschweren bzw. unmöglich machen würde.

Wo bleiben – so fragen wir – bei dieser beabsichtigten Struk-
tur und Organisation der Personalräte die Verbesserungen,
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die uns in Zeiten der parlamentarischen Opposition der SPD
im Landtag versprochen wurden, wo bleiben die Verbesse-
rungen bei den Mitbestimmungstatbeständen und bei den
Beteiligungsrechten, und, wo bleiben, so fragen wir weiter,
die in Aussicht gestellten erhöhten Freistellungen der Perso-
nalräte auf allen personalvertretungsrechtlichen Ebenen?

Noch können sich die Regierungsfraktionen besinnen und
die erforderlichen Korrekturen vornehmen, wie wir sie
zusammen mit den anderen Lehrerverbänden für notwen-
dig halten. Die Beibehaltung des Fachgruppenprinzips hat
dabei für uns oberste Priorität.

Arbeitszeitgerechtigkeit: 
Anpassung an die 40 Wochenstunden der niedersäch-
sischen Landesbeamten ist überfällig
Lassen Sie mich abschließend noch ein Thema anschneiden,
ein wichtiges Thema, wie ich unterstreichen möchte, das
unsere Verhandlungen auf diesem Philologentag ebenfalls
maßgeblich bestimmen wird: Für Lehrkräfte und Schullei-
tungen der Gymnasien und Gesamtschulen haben die
Arbeitsbelastungen in den letzten Jahren weiter kontinuier-
lich zugenommen, so dass ihre Arbeitszeit im Jahresdurch-
schnitt weit über den auch für sie geltenden 40 Wochen-
stunden der niedersächsischen Landesbeamten liegt. Damit
hat sich zudem auch die Diskrepanz zwischen der Arbeits-
zeit des öffentlichen Dienstes in Niedersachsen und den
Lehrkräften weiter erhöht, was unserer Auffassung nach ins-
gesamt nicht unerhebliche beamtenrechtliche Fragen und
Fragen des Arbeitsschutzes aufwirft.

Dazu gehört beispielsweise, dass jede Schule für jedes
Unterrichtsfach eigene Lehrpläne aufstellen und ein
umfangreiches Schulprogramm mit zahlreichen Konzepten
erarbeiten muss, das von sog. „Steuerungsgruppen“ und in
diversen Konferenzen und Gremiensitzungen von Lehrkräf-
ten „eigenverantwortlich“ erstellt und beraten und regel-
mäßig oft schon nach kurzen Zeitabständen evaluiert und
erneut beraten und fortgeschrieben werden muss.

Die sich aus der schulischen Aufgabenfülle und den außer-
unterrichtlichen Anforderungen an das Personal ergebenden
Konsequenzen sind bekannt und bedrückend zugleich: Für
die zentralen Aufgaben von Schule fehlt die erforderliche
Zeit – sie fehlt für guten Unterricht und erfolgreiche Erzie-
hung. Die Lehrkräfte erwarten daher, das belegt auch die
hohe Anzahl von Anträgen aus den Schulen, dass die Landes-
regierung Maßnahmen einleitet, ihre übermäßig hohe
Arbeitszeit endlich an die 40-Stunden-Woche des beamte-
ten Personals anzugleichen.

Konzentration auf den Unterricht: verzichtbare
 Aufgaben müssen abgebaut werden
Hierzu gehört auch, dass die in den Schulen wahrzunehmen-
den Aufgaben im Sinne von „Aufgabenkritik“ auf ihre Effizi-
enz und Effektivität hin überprüft werden mit dem Ziel,
schulisches „Handeln und Tun“ stärker als bisher an den
wirklichen Erfordernissen der Schülerinnen und der Schüler
– ohne „verzichtbares Beiwerk“ – auszurichten. Zugleich
muss es Ziel dieser Aufgabenkritik sein, die Organisations -
abläufe in den Schulen und die etablierten Arbeitsverfahren
dahingehend zu verändern, dass wenig effektive und zudem
dem Zweck von Schule und Unterricht wenig dienliche Auf-
gaben zurückgefahren werden bzw. ganz entfallen. Hier
sehen wir, und wie ich aus Gesprächen mit Ihnen weiß, auch
Sie, Herr Ministerpräsident, ein Potential zur notwendigen
Verminderung der schulischen Aufgabenlast der Lehrkräfte.
Denn so wie bisher kann es nicht weitergehen! Wir wollen
klare Perspektiven und Kontinuität für unsere unterricht -
liche und erzieherische Arbeit.

Das Gymnasium hat im Gesamtrahmen des deutschen Bil-
dungswesens wesentlich beigetragen zu den Spitzenleistun-
gen der deutschen Wissenschaft und Kultur, den Erfolgen
der deutschen Wirtschaft und dem Ansehen der deutschen
Produkte im Ausland. Es hat damit auch beigetragen zum
Ausbau des Sozialstaates, der ohne die wirtschaftlichen
 Leistungen so nicht denkbar wäre. Es hat schließlich vielen
jungen Menschen den sozialen Aufstieg ermöglicht.

Es ist unstrittig, dass eine große Mehrheit unserer Bevölke-
rung das Gymnasium als unverzichtbaren Bestandteil unse-
res Bildungswesens ansieht – und dies zu Recht. Der Erhalt
der Gymnasien und ihrer Leistungsfähigkeit liegt im Interesse
unseres Landes. Wir brauchen eine klare Perspektive und
Kontinuität für unsere unterrichtliche und erzieherische
Arbeit.

Besonders mit der Einführung der
 Eigenverantwortlichen Schule verbinden

sich für uns viele Fehlentwicklungen.

Schaffen Sie, Herr Ministerpräsident,
darum bitten wir Sie sehr eindringlich,
die dafür notwendigen Bedingungen!
Mit uns kann man sprechen, und mit

uns muss man rechnen.



Philologen
tag 2015 – M

it un
s m

uss m
an

 rechn
en

!

Gymnasium in Niedersachsen 1/201614

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident Weil, sehr geehrter
Herr Audritz, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich
begrüße die Delegierten des diesjährigen niedersächsischen
Philologentages sowie alle Gäste sehr herzlich hier in Goslar.
Wir feiern die Eröffnungsveranstaltung in diesem Jahr vor
ganz besondere Kulisse, in unserer historischen Kaiserpfalz,
denn im 25. Jahr der Deutschen Einheit feiert der Philologen-
tag sein 20. Jubiläum hier in Goslar.

Beginnend im Jahr der Wende 1990 wurden hier bis 1999
vier Philologentage organisiert und ab dem Jahr 2000 ist
daraus eine gute Tradition geworden, die Sie Jahr für Jahr im
November in unsere Kaiserstadt führt. Damit sind Sie, ver-
ehrte Damen und Herren Delegierte, nach dem Deutschen
Verkehrsgerichtstag, der traditionell im Januar stattfindet,
die Tagung mit der zweitlängsten Tradition, die in unserer
Stadt stattfindet. Der Philologentag ist deshalb sehr wichtig
für die Ausstrahlung der Tagungsstadt Goslar und ich freue
mich sehr, bin Ihnen sehr dankbar, dass Sie Goslar über all
die Jahre die Treue gehalten haben.

Bei den Verkehrsexperten spreche ich gern davon, dass der
Begriff Verkehrsgerichtstag Goslar in einem Atemzug ge -
nannt wird und schon zur Marke geworden ist. Ich denke,
bei Ihnen, den Philologen, ist das nicht anders. Goslar und
die Philologen, das gehört zusammen. Dazu tragen sicher-
lich die kurzen Wege bei, die zentrale Lage der Hotels, die
Freund lichkeit der Gastgeber und Partner – ich denke, das
unterscheidet Goslar auch von den anonymisierten
Tagungs zentren in größeren Städten. Und von hier aus sind
schon viele wichtige richtungsweisende Beschlüsse ausge-
gangen – die wie zuletzt zu einem Grundsatzurteil des OVG
Lüneburg zur Arbeitszeiterhöhung geführt haben – und die
auch mit dem Namen Goslar verbunden sind.

Hier in der Aula Regis unserer Kaiserpfalz haben sich bis ins
13. Jahrhundert hinein die Kaiser mit ihren Fürsten versam-
melt, um auf Reichs- und Hoftagen die Geschicke des Heili-
gen Römischen Reiches zu lenken. Und ein wenig mag dieser
20. Philologentag in Goslar an diese herrschaftlichen Ver-
sammlungen erinnern, wenn der Vorsitzende Horst Audritz
heute nicht nur die delegierten Philologen, sondern zahlrei-
che Ehrengäste, darunter sogar den Ministerpräsidenten des
Landes Niedersachsen Stephan Weil um sich schart. Verehr-
ter Herr Ministerpräsident, Ihnen auch von mir ein herzliches
Willkommen in Goslar. Der historische Kaisersaal wird heute
allerdings der Schauplatz von ganz anderen zukunftsträchti-
geren Themen sein, zumal sich unsere mittelalterlichen Vor-
fahren noch nicht mit bildungspolitischen Themen wie
Inklusion, G8/G9, Klassenfahrtboykotten oder Gesamtschu-
len contra Gymnasien beschäftigen mussten.

Gestatten Sie mir einen kurzen Rückblick: Als die Philologen
1990 zum ersten Mal in Goslar zusammen kamen, ging es
um das Gymnasium als Schule im vereinten Deutschland.
Damals wurde der Grundstein gelegt für die Zusammen -

arbeit und es ging von diesem Philologentag ein großer
Impuls aus vor allem in die ostdeutschen Länder, der in der
tatkräftigen Hilfe der niedersächsischen Philologen beim
Aufbau des dortigen Bildungssystems mündete. Insofern ist
dieser Philologentag 2015 auch ein Gedenktag an dieses
gemeinsame Bemühen im Zeichen der Wiedervereinigung.

Sie haben mich in den vergangenen Jahren stets für ein
Grußwort eingeladen und ich habe Ihnen auch gelegentlich
ironische oder selbstironische Gedanken weitergegeben, zu
meiner Vorbildung an einer hessischen Gesamtschule, dem
harten Weg zum Abitur an einem humanistischen Gymnasi-
um in Marburg an der Lahn und meinen Stolz auf ein erstes
und zweites Juristisches Staatsexamen in Bayern trotz hessi-
scher Schulbildung. Und ich glaube mich daran zu erinnern,
dass ich Ihnen sogar darüber berichtet habe, dass ich ein
Doktor aus Bayreuth bin und mein Doktorvater der Zweit-
gutachter bei der so genannten Dissertation von Karl-Theo-
dor von und zu Guttenberg war.

Verehrte Gäste, heute, zum 20. Philologentag in Goslar, hier
in der Kaiserpfalz, müssen meine Anmerkungen natürlich
eine Spur ernsthafter sein. Deshalb möchte ich mit Ihnen
einige Gedanken zum Thema Föderalismus teilen: Und zwar,
das überrascht Sie vielleicht, kritische! Und ich sage das, ob -
wohl ich nun schon seit fast zwei Jahren das 17. Bundesland
Harz einfordere.

Ich kenne alle richtigen Argumente für den Föderalismus, die
z. B. lauten, dass ein diktatorischer Zentralstaat nach dem
Zweiten Weltkrieg nie wieder entstehen sollte. Ländervertre-
ter sollen das Agieren des Bundes stets kontrollieren und
ergänzen. Die Grundprinzipien des Föderalismus sind des-
halb nach unserer Verfassung unantastbar. Unabhängig von
Länderstrukturdebatten, die ja zumeist Kostendiskussionen
meinen, gibt es aber inhaltliche Probleme des Föderalismus,
hier im Harz als Dreiländereck vielleicht sichtbarer als an
anderen Orten. Hier gibt es eben regionale Zukunftsthemen,
die durch Ländergrenzen gehemmt und gestört werden.
Etwa im Bereich der Hochschulen in Clausthal, Wernigerode
und Nordhausen, die aufgrund ihrer Landesförderungen und
Drittmittelbeschaffungen tatsächlich gleichsam in vielen
Fällen mit dem Rücken an der Wand stehen. Oder im Bereich
von öffentlichem Personennahverkehr, Tourismusabgaben,
Infrastrukturabstimmungen. 

Ein noch zentraleres Thema ist für mich aber die Schulpolitik.
Und ich sage zur Klarstellung: Das hat nichts mit Parteipolitik
oder Schuldzuweisungen an eine politische Farbe zu tun.
Aber Tatsachen sprechen doch für sich: Die Hochschul- und
noch stärker die Schulpolitik ist eines der wenigen Politik -
felder, das nach Landtagswahlen schnelle und signifikante
Veränderungen neuer Regierungspolitik sichtbar macht.
 Deshalb haben wir in 16 Bundesländern 16 verschiedene
 Bildungslandschaften. Also eine große politische Spielwiese,
die zum Teil leider auch noch sehr ideologisch aufgeladen ist.

„Ich werbe für einen Grundkonsens in Schulpolitik“
Grußwort von Goslars Oberbürgermeister Dr. Oliver Junk
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Ich könnte Ihnen erzählen, was ich in Hessen nach Regie-
rungswechseln von schwarz-gelb zu rot-grün oder umge-
kehrt als Schüler erleben und erleiden durfte und musste,
und dabei habe ich noch nicht erklärt, was dabei eigentlich
Lehrkräfte erleiden und erleben mussten. Auch nach eigener
persönlicher Erfahrung sage ich deshalb voller Überzeu-
gung: Es ist nicht so sehr wichtig, ob Schüler in der Grund-
schule Noten bekommen oder nicht, ab welchem Schuljahr
sie einen Taschenrechner bekommen und welche Funktio-
nen sie nutzen dürfen, in welchem Schuljahr Differential-
gleichungen, Statistik, Wahrscheinlichkeitsrechnung und
Mengenlehre unseren Schülerinnen und Schülern gelehrt
werden. Und es ist auch nicht so sehr wichtig, ob wir Schul -
uniformen brauchen oder nicht.

Das deutsche Abitur ist weit davon entfernt, auch nur
annähernd irgendwie vergleichbar zu sein. Das gilt für die
Länder, das gilt sogar für ein und dieselbe Stadt, denn auch
dort wissen die Schüler ganz genau, wo sie hingehen müssen,

um leichter einen Numerus-clausus-tauglichen Abiturdurch-
schnitt zu erreichen. Die Abiturientenquoten sind so hoch wie
nie zuvor. Das Abitur ist zum Normalfall geworden, bei dem
60 Prozent eines Jahrgangs ihren Abschluss auf einem Gym-
nasium erwerben. Wenn am Ende alle das Abi haben, müssen
wir uns doch fragen: Welchen Wert hat das Abi heute noch?
Sowohl Wirtschaft als auch Universitäten klagen immer mehr
über mangelnde Bildung und fehlende Studierfähigkeit. 

Mein Wunsch wäre, dass wir zu einheitlichen Bildungs -
standards kommen, damit da, wo Abitur draufsteht, auch
tatsächlich Bildung drin ist. Und mein Wunsch wäre ein
Moratorium. Der Versuch der Kultusminister in Deutschland,
eine Bildungspolitik aufzusetzen, die mal wenigstens 
10 oder 15 Jahre gemeinsam organisiert und gelebt wird –
unabhängig von Stimmenergebnissen bei der nächsten
Landtagswahl. Denn wollen wir ehrlich sein: Diese Zeit
 brauchen wir doch auch wenigstens, um die Wirkung des
Drehens von schulpolitischer Stellschrauben überhaupt
messen zu können. Oder geht es gar nicht um Schülerinnen
und Schüler, sondern um Ideologie?

Ich werbe für einen Grundkonsens in Schulpolitik, das geht –
der ist erreichbar, es geht nämlich in anderen Politikfeldern
auch. Ich wünsche dem Philologentag 2015 einen guten Ver-
lauf, interessante und konstruktive Diskussionen mit vielen
positiven Ergebnissen und Ihnen allen wieder einen angeneh-
men Aufenthalt in unserer Stadt. Vielen Dank und Glück auf!

Wichtig ist, dass wir einfach mal Ruhe in
die Schullandschaft und Schulpolitik

bekommen. Und ganz einfach mal
 Lehrerinnen und Lehrer und Schüler innen
und Schüler machen und lernen  lassen –
und zwar unabhängig von schwarz, rot,

gelb, grün oder dunkelrot.

Goslars Oberbürgermeister Dr. Oliver Junk bei seiner Grußansprache.
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Sehr geehrter Herr Audritz, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Zunächst einmal vielen Dank für die Einladung.
Es ist das erste Mal, dass ich auf dem Philologentag das
Wort ergreifen darf und wenn Ihre Versammlung vor einem
halben Jahr stattgefunden hätte, würde es sich für Sie und
für mich um eine noch spannendere Diskussion gehandelt
haben. Inzwischen haben sich jedoch manche Fragen relati-
viert. Das liegt zum einen an völlig anderen Themen und
Fragestellungen, die uns umtreiben, vor allem die großen
Flüchtlingsbewegungen, die Tag für Tag auch Niedersachsen
erreichen. Und zum anderen sind manche Konflikte inzwi-
schen schlichtweg geklärt. Aber haben Sie keine Sorge, auf
die Frage der Unterrichtsverpflichtung komme ich selbstver-
ständlich noch zu sprechen.

Um es vorweg zu schicken, ich bin kein Schulpolitiker. Ich
stehe immer wieder staunend vor der Leidenschaft, mit der
auch Details eines hochdifferenzierten Systems debattiert
werden. Meine Erfahrungen beschränken sich auf die eigene
Gymnasialzeit, die Gymnasialzeit unseres Sohnes und eine
gewisse Zeit als Repräsentant eines großen kommunalen
Schulträgers in Niedersachsen. Einen Expertenstatus kann
ich für mich ganz gewiss nicht in Anspruch nehmen. Das
muss aber kein Nachteil sein und kann helfen, trotz aller
Bäume immer noch den Wald zu erkennen.

Wenn ich aus dieser leicht distanzierten Position heraus
einen Blick auf die Entwicklung der niedersächsischen Gym-
nasien in den – sagen wir – letzten zehn Jahren werfe, dann
fällt mir Folgendes auf:

1.   Heute besuchen mehr Schülerinnen und Schüler das
Gymnasium als vor zehn Jahren. Das sind in absoluten
Zahlen nicht besonders viele, es handelt sich um 4.000
Schülerinnen und Schüler. Wenn man aber einmal
bedenkt, dass die Gesamtzahl der Schülerzahlen in diesen
zehn Jahren um mehr als 150.000 abgenommen hat,
dann ergibt sich heute ein wesentlich höherer Gymnasi-
alanteil als im Jahre 2005. Wenn Sie die genauen Zahlen
interessieren: Heute sind es 28,7 %, vor zehn Jahren 24,1 %
der Schülerinnen und Schüler.

2.  Die Zahl der Gymnasien bei uns in Niedersachsen ist
ebenfalls gestiegen, vor zehn Jahren waren es 248, heute
sind es 257. In Zeiten insgesamt zurückgehender Schüler-
zahlen ist das ebenfalls bemerkenswert.

3.  Aber wie sieht es mit der Qualität aus? Wie sieht es aus
mit dem rechnerischen Verhältnis zwischen Schülerinnen
und Schülern einerseits und Lehrerinnen und Lehrern
andererseits? Das ist offen gestanden die Zahl, die mich
am meisten überrascht hat: Um mehr als 23 % ist nämlich
eine Verbesserung zu konstatieren, genau genommen
von 17,7 auf 13,6 Schüler pro Lehrkraft. Dies ist übrigens
der beste Wert seit 1970. Mindestens der Statistik nach
sind also die Möglichkeiten zur individuellen Förderung
um einiges besser geworden.

4.  In einem Sachzusammenhang damit steht fraglos die
Unterrichtsversorgung. Die genauen Zahlen werden erst
in wenigen Wochen vorliegen, aber auf der Grundlage
einer vorläufigen Einschätzung hat Kultusministerin
 Heiligenstadt in der letzten Sitzungsperiode des Nieder-
sächsischen Landtages erklärt, die durchschnittliche

Perspektiven für die Gymnasien in Niedersachsen
Rede des Niedersächsischen Ministerpräsidenten, Stephan Weil, zur Eröffnung des Niedersächsischen Philologentages 2015

Ministerpräsident Stephan Weil bei seiner Rede.
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Unterrichtsversorgung der öffentlichen Gymnasien in
Niedersachsen betrage in diesem Schuljahr rund 99,5 %,
vor zehn Jahren waren es etwa 2 % weniger. Ich bin mir
übrigens sehr des Umstandes bewusst, dass die diesjährige
Unterrichtsversorgung auch durch das Engagement des
Philologenverbandes und seiner Mitglieder herbeigeführt
worden ist, nachdem das Urteil des OVG Lüneburg kurz
vor den Ferien die Planungen nachhaltig verändert hat.
Für die Kooperation in der Folge dieses Urteils möchte ich
mich herzlich bedanken. Die Organisation des Schuljahres
2015/2016 ist unter dem Gesichtspunkt der Unterrichts-
versorgung vor diesem Hintergrund nicht ganz einfach
gewesen, die erzielten Ergebnisse sind meines Erachtens
gut akzeptabel und bieten die Chance, dass es in den
nächsten Jahre weiter nach vorne geht.

5.  Wir waren bei der Qualität. Die Ganztagsschule hat bei
den Gymnasien eine bemerkenswerte Karriere gemacht. 
Vor zehn Jahren waren 69 Gymnasien in Niedersachsen
im Ganztagsbetrieb, heute sind es 197, d.h. dreiviertel
aller Gymnasien. Gleichzeitig ist die Förderung des
Ganztags betriebes durch das Land, aber auch durch viele
Kommunen heute wesentlich besser als früher. Mir ist
aus ganz unterschiedlichen Gründen sehr wichtig, dass
sich Niedersachsen nach und nach zum Ganztagsschul-
land entwickelt. Ich würde mich freuen, wenn wir so stol-
ze Zahlen wie bei den Gymnasien auch bei allen anderen
Schulformen schrittweise erreichen können.

Wenn ich unter all dies einen Strich ziehe, gelange ich zu
einer einfachen Feststellung: Die Stellung der Niedersächsi-
schen Gymnasien ist heute deutlich besser als vor zehn
 Jahren. Allen Unkenrufen zum Trotz ist das Gymnasium mit
großem Abstand die wichtigste weiterführende Schulform
in unserem Land.

Der wichtigste Faktor für diese erfreuliche Entwicklung ist
nach meiner Überzeugung übrigens nicht die eine oder
andere politische Maßnahme, am Ende handelt es sich viel-
mehr um eine Abstimmung mit den Füßen. Wie gut oder
wie schlecht die einzelnen Schulformen am Ende dastehen,
entscheidet letztlich nicht die Schulpolitik, sondern ent-
scheiden Eltern, die ihre Kinder nach der Grundschule für die
eine oder eben die andere Schule anmelden. Die niedersäch-
sischen Gymnasien vermitteln erkennbar durchaus zuneh-
mend bei den Eltern das Vertrauen, die dortigen Bedingun-
gen und die dortige Arbeit an den Gymnasien sei gut für ihr
Kind. Das ist dann auch ein Kompliment für die Arbeit an
den niedersächsischen Gymnasien, und ich möchte mich für
die damit verbundene Leistung herzlich bedanken.

Keine Politik gegen die Gymnasien
Vor diesem Hintergrund – das gebe ich offen zu – kann ich
manchen offenen oder verdeckten Diskussionen über eine
Konkurrenz zwischen den Gymnasien oder den Gesamtschu-
len ehrlich gesagt nicht so ganz folgen. Diese Diskussion
haben wir zuletzt im Zusammenhang mit der Novelle zum
Niedersächsischen Schulgesetz vor der Sommerpause erlebt
und sie begegnet Ihnen, wenn ich es recht verstanden habe,
auch auf Ihrem Verbandstag an der einen oder anderen Stel-
le. Tatsächlich sind nämlich in den letzten zehn Jahren beide
stärker geworden, sowohl die Gymnasien als auch die
Gesamtschulen. Verluste haben sehr stark die Hauptschule
und merklich die Realschule zu verzeichnen. Wie gesagt, 

das entscheiden letztendlich die Eltern. Für Sorgen, was die
Zukunft des Gymnasiums in Niedersachsen anbelangt, kann
ich jedenfalls keinen rechten Grund erkennen, für ein ruhiges
Selbstbewusstsein auf der Grundlage eines guten pädagogi-
schen Angebotes hingegen sehr viel.

Die Schulpolitik des Landes hat nach meiner Überzeugung
nicht die Aufgabe, darüber zu entscheiden, welche Schul-
form vor Ort eigentlich die richtige ist. Das ist Sache der
kommunalen Schulträger, die sich klugerweise am Eltern -
willen orientieren werden. Die Landespolitik muss einen
Instrumentenkasten zur Verfügung stellen, der es möglich
macht, unter unterschiedlichen regionalen Bedingungen das
jeweils richtige Schulangebot vorzuhalten. Das mag am
Ende durchaus auch auf einen Wettbewerb um die Gunst
der Eltern hinauslaufen. Fürchten müssen sich die Gym -
nasien – das zeigen die Zahlen der letzten zehn Jahre sehr
eindeutig – davor ganz gewiss nicht.

Um nicht missverstanden zu werden: Mir ist sehr bewusst,
dass in den Gymnasien unseres Landes nicht der Himmel
auf Erden herrscht. Das ist nicht zuletzt durch die Diskussion
über die Unterrichtsverpflichtung an den Gymnasien deut-
lich geworden, die bis zu den Sommerferien geführt worden
ist. Diese Diskussion haben Sie mit dem Urteil des OVG
Lüneburg gewonnen – dafür zolle ich Ihnen unabhängig von
meiner Meinung meine sportliche Anerkennung.

Dieser Streit ist entschieden, und ich will ihn hier nicht noch
einmal aufwärmen. In den Monaten einer sehr kontroversen
Diskussion hat sich bei mir allerdings eine Frage herausge-
bildet, die ich bei Ihnen gerne einmal zur Diskussion stellen
möchte. Wie kommt es eigentlich, dass die statistischen und
gewissermaßen objektiven Tendenzen der gymnasialen Ent-
wicklung in weiten Zügen positiv sind und in die richtige
Richtung weisen, andererseits aber viele Lehrerinnen und
Lehrer subjektiv und ganz gewiss auch ehrlich das Empfin-
den äußern, sie seien übermäßig belastet und häufig auch
überlastet? Wie erklärt sich diese Diskrepanz, die dazu führt,
dass Schulpolitik gelegentlich auf zwei unterschiedlichen
Ebenen diskutiert wird?

Nach etlichen Gesprächen, die ich in dieser Hinsicht geführt
habe, mag eine Antwort darin bestehen, dass viele Lehrer -
innen und Lehrer den Eindruck haben, sie müssten sich
 ständig auf neue Systeme einstellen. Ein besonders schwer-
wiegendes Beispiel war sicherlich die Verkürzung der Gym -
nasialzeit auf acht Jahre, die – so ist mein Eindruck – für alle
Beteiligten am Schulleben den Stress deutlich erhöht hat –
für Schülerinnen und Schüler, für die Eltern, nicht zuletzt
aber auch für viele Lehrerinnen und Lehrer. Mir hat diese
Entscheidung nie eingeleuchtet, ich selbst bin ein typischer
Schüler gewesen, der die 11. Klasse benötigt hat, um ein
gutes Abitur zu machen.

Mit der Rückkehr zum Abitur nach neun
Jahren geben wir allen Beteiligten in

den Schulen jetzt wieder mehr Zeit, und
nach meiner Überzeugung soll es nicht
an Zeit fehlen, um die Talente von allen

jungen Leuten zu entfalten.
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Die Einführung von G 8 in Niedersachsen war kein Ruhmes-
blatt und ist am Ende von buchstäblich allen Beteiligten
gemeinsam beendet worden – in der Schulpolitik ist das
nicht alltäglich. Übrigens: Die Rückkehr zu G 9 ist in dem
Wettbewerb der Schulformen, von dem ich sprach, sicher ein
exzellentes Argument für die Gymnasien. Lassen Sie es mich
so sagen: Eine Politik gegen Gymnasien sieht anders aus.

Ich möchte gerne noch einen weiteren Gedanken anschließen,
den wir miteinander besprechen sollten: Können sich die
 niedersächsischen Schulen hinreichend auf das Wesent liche
konzentrieren? Das Wesentliche ist für mich die Arbeit von
Lehrerinnen und Lehrern mit ihren Schülerinnen und
Schülern – möglichst individuell, möglichst alle Talente för-
dernd. Darum muss es am Ende doch gehen. Wir haben es in
unseren Schulen mit einem hoch differenzierten und auch
hoch formalisierten System zu tun. Ich unterstelle bei allen
Vorgaben und Regeln, die dabei zu beachten sind, den aller-
besten Willen. Aber bleibt der Blick auf das Wesentliche
unter diesen Bedingungen wirklich gewahrt?

Blick auf das Wesentliche
Ich finde es deswegen sehr gut, dass Kultusministerin Heili-
genstadt in einem groß angelegtem Projekt ausloten will, auf
welche Weise die Schulen in Niedersachsen sich besser auf
den Kern ihrer Arbeit konzentrieren können. Man mag es eine
„Entrümpelungsaktion“ nennen oder eine andere Überschrift
finden – ich wünsche diesem Vorhaben jedenfalls alles
erdenklich Gute. Die Kultusministerin wird alle Lehrerinnen
und Lehrer in Niedersachsen, aber auch selbstverständlich alle
Verbände einladen, mit ihren Vorschlägen zu diesem Vorha-
ben beizutragen. Sie wird diese Vorschläge nicht im stillen
Kämmerchen, sondern mit den Interessenverbänden darauf
abklopfen, möglichst viel Zeit und möglichst viel Energie für
die individuelle Förderung der jungen Leute einsetzen zu kön-
nen. Gehen Sie davon aus, dass ich dieses Projekt und seine
Ergebnisse mit großem Interesse verfolgen werde.

Sich daran engagiert zu beteiligen, ist auch noch unter
einem anderen Gesichtspunkt zu empfehlen. Die öffent -
lichen Finanzen, namentlich die Finanzen des Landes Nieder-
sachsen, werden in den nächsten Jahren unter deutlichem
Stress stehen – das ist heute schon absehbar. Die Schulden-
bremse zwingt uns, die Nettokreditaufnahme des Landes
nach und nach auf Null zu reduzieren – es wäre dann übri-
gens in der Geschichte des Landes Niedersachsen eine
 Premiere. Und gleichzeitig sehen wir, dass insbesondere die
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Flüchtlingsnot
durch die Decke schießen. Auch eine weiterhin gute steuer -
liche Entwicklung wird deswegen kaum Verteilungsspiel -
räume eröffnen. Eine konzentrierte und ernsthaft betriebene
Aufgabenkritik ist deswegen wohl die einzige Chance, die
Qualität an unseren Schulen weiter voranzubringen.

Vier Beispiele von schulischer Qualität
Einen nennenswerten Bedarf an Grundsatzdebatten im
Bereich der Schulpolitik sehe ich vor der Hand nicht, Diskus-
sionen über die Qualität unserer schulischen Bildung sehr
wohl. Was meine ich damit? Sicher nicht den Vergleich der
Abi-Noten in den einzelnen Bundesländern, der ja in den
letzten Wochen diskutiert worden ist. Ein Notenvergleich
war mir schon in meiner Schulzeit suspekt – wer von meiner
Schule mit einer „5“ in Latein abging, konnte ohne Weiteres

mit einer „2“ an einem anderen Gymnasium starten. Über
mehr Qualität müssen wir dennoch sprechen, und ich will
dafür die Beispiele nennen, die mir persönlich besonders
wichtig sind:

e  Das Gymnasium soll zur allgemeinen Hochschulreife hin-
führen. Damit ist aber noch nicht gesagt, dass tatsächlich
alle Abiturientinnen und Abiturienten persönlich danach
im Studium am besten aufgehoben sind. Ein nennens -
werter Teil der Abiturientinnen und Abiturienten beginnt
zunächst eine duale Ausbildung, durchaus auch häufig
 verbunden mit der Perspektive, später ein Studium anzu -
schließen. Ein anderer Teil geht nach der Schule an die
Hochschule, wird dort aber nicht recht glücklich. Die hohen
Abbruchquoten in einzelnen Studiengängen, die zum Teil
über ein Drittel betragen, müssen uns aufmerken lassen. 

     Ein weiterer Teil schließlich weiß nach der Schule nicht so
recht, wie es weitergehen soll und wählt andere Angebote,
etwa den Bundesfreiwilligendienst. Daran ist ganz gewiss
nichts auszusetzen, aber insgesamt wäre es gut, die jun-
gen Leute hätten mehr Sicherheit, welcher nach der
Schulzeit der richtige Weg für sie ist. Damit korrespondie-
ren die demografische Entwicklung und ihre Auswirkun-
gen auf unsere Volkswirtschaft. In den nächsten zehn
 Jahren werden 4,5 Millionen Erwerbspersonen den
Arbeitsmarkt verlassen. Wie Sie wissen, ist die demografi-
sche Entwicklung in Deutschland durchaus besorgniser -
regend und die Fachkräftesicherung wird immer mehr zur
zentralen Herausforderung für viele Unternehmen. In der
Summe handelt es sich dabei nicht nur um 7 unterneh-
mensbezogene Fragen, sondern solche, die den Wohl-
stand unserer Gesellschaft betreffen. Studien gehen
davon aus, dass bei einem unveränderten Verlauf das
durchschnittliche Wirtschaftswachstum in den nächsten
zehn Jahren von 1,5 % auf 0,5 % sinken könnte. Mit ande-
ren Worten, wir haben ein hohes gesellschaftliches Inter-
esse daran, dass junge Leute nach der Schulzeit ein Bild
davon haben, an welchem Platz in unserer Gesellschaft sie
künftig persönlich zufrieden sind und zugleich Beiträge
für unsere Gesellschaft leisten können. 

      Deswegen haben wir in der Novelle zum Niedersächsischen
Schulgesetz die berufliche Orientierung deutlich stärker
betont, als dies davor der Fall gewesen ist. Ich möchte gerne
dafür werben, diese Aufgabe auch im Bereich der Gymnasi-
en sehr ernst zu nehmen. Alle Fakten sprechen dafür, dass
diese Aufgabenstellung in den nächsten Jahren und Jahr-
zehnten eine wesentlich höhere Bedeutung haben wird, als
wir dies aus der Vergangenheit kannten. Was die möglichst
optimale Erfüllung dieser Aufgabe anbelangt, bin ich im
Übrigen außerordentlich interessiert, insbesondere auch an
Vorschlägen aus Ihren Reihen.

r  Damit steht ein weiteres Thema im Zusammenhang, über
das gesprochen werden muss – die Studierfähigkeit nach
dem Abitur. Vor allem bezogen auf die sog. MINT-Fächer
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik)
gibt es deutliche Hinweise auf einen Handlungsbedarf.
Natürlich gibt es auch in dieser Hinsicht exzellente Bei-
spiele für Qualität an den niedersächsischen Schulen –
erst gestern Abend habe ich dafür einige Auszeichnungen
verleihen können. Die Studienabbruchquoten, über die ich
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eben gesprochen habe, konzentrieren sich aber gerade in
diesen Fächern, und das ist es nicht alleine.

     Ich will Ihnen dazu zwei Beispiele geben: Vor einiger Zeit
hat mich ein interessantes Schreiben eines Mathematik -
lehrers an einem beruflichen Gymnasium erreicht. Er
führt seit vielen Jahren zu Beginn des Schuljahres in sei-
nen Eingangsklassen Tests durch, um den Leistungsstand
seiner Schülerinnen und Schüler zu erfahren. Unabhängig
von den Schulformen, von denen diese Schülerinnen und
Schüler kamen, machen ihm die Ergebnisse zunehmende
Sorgen. Vor allem sind die Fähigkeiten zum Kopfrechnen
und zum Rechnen ohne Zuhilfenahme eines program-
mierbaren Taschenrechners schlichtweg schlecht, allzu
schlecht. Er sagt, dass selbst einfachste schriftliche Divi-
sionen nicht beherrscht werden, Plausibilitätsüberprü-
fungen für viele Schülerinnen und Schüler eine Überfor-
derung darstellen und das Verständnis für Zahlen und
logische rechnerische Verknüpfungen häufig unterent-
wickelt ist. Dieses Ergebnis wird von einem anderen Blick-
winkel aus bestätigt, dem der Universitäten. Auch dort
beklagt man unzureichende mathematische Kompeten-
zen der Studienanfängerinnen und Studienanfänger. Pro-
fessor Dr. Erich Barke, der ehemalige Präsident der Leibniz
Universität Hannover, hat dazu vor etwa einem Jahr aus-
geführt: „Es macht einfach keinen Sinn, wenn in der Schule
die Benutzung programmierbarer Taschenrechner auf
Kosten der eigenen Kopfrechenfähigkeit intensiv erlernt
wird, diese Rechner aber in den grundlegenden Klausuren
an den Universitäten – aus guten Gründen, wie die Pro-
fessoren sagen – nicht benutzt werden dürfen.“

     Ich bin auch in dieser Hinsicht kein Experte, aber solche
Hinweise lassen mich aufmerken. Es gibt mehrere

Modellvorhaben, zum Beispiel Lehren und Lernen vor
allem in Mathematik zu verbessern. Es gibt auch Be -
mühungen, die Systeme Schule und Hochschule besser
aufeinander abzustimmen. Gewiss bleibt aber in dieser
Hinsicht noch viel zu tun, um in der Breite die aufgewor-
fenen Probleme besser in den Griff zu kriegen, zum Bei-
spiel durch eine systematische Einbindung der Studien -
seminare in die Auswertung und Umsetzung der Modell-
vorhaben. Aber am Ende bleibt, so scheint mir, doch eine
relativ einfache Erkenntnis: Das Kopfrechnen muss wie-
der einen größeren Stellenwert erlangen. Und wiederum
ohne eine eigene Expertise möchte ich mir noch folgen-
den Hinweis erlauben: Es hat gewiss noch keine Schüler-
generation gegeben, die es geliebt hat, Gedichte auswen-
dig zu lernen. Richtig erscheint es mir dennoch – zur
 Förderung des Gedächtnisses, zur Steigerung der Konzen-
trationsfähigkeit und nicht zuletzt auch, um bewusst
oder unbewusst den Umgang mit der Sprache zu fördern.

t  Die Sprache führt mich zur Sprachförderung. Wenn nicht
an erster Stelle, so werden doch auch Gymnasien von der
großen Zahl von Flüchtlingen mit betroffen sein, die der-
zeit in unser Land kommen. Etwa 100.000 mögen es am
Ende dieses Jahres sein und etwa 1/5 davon dürfte sich im
schulfähigen Alter befinden. Ich habe schon die demogra-
fische Herausforderung für unsere Gesellschaft in den
nächsten zehn Jahren angesprochen. Vor diesem Hinter-
grund sind junge Menschen, die in unser Land kommen,
auch eine Chance – wenn wir es richtig anpacken. Nicht
wenige dieser Kinder und Jugendlichen stammen aus
Ländern mit einem ansehnlichen Bildungssystem, ich
denke dabei vor allem an Syrien. Dennoch bin ich weit
davon entfernt, die Herausforderungen einer Integration
in unser Bildungssystem zu unterschätzen. Im Gegenteil:
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Philologen
tag 2015 – M

it un
s m

uss m
an

 rechn
en

!

Gymnasium in Niedersachsen 1/201620

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund einer langjährigen
kommunalen Erfahrung weiß ich genau, dass an dieser
Stelle eine wirklich große Anstrengung vor uns liegt.

     Andererseits gibt es auch unübersehbare Anzeichen, die
optimistisch stimmen. Ich hatte vor einigen Monaten die
Möglichkeit, eine Sprachlernklasse in einem Gymnasium
zu besuchen, und ich war tief beeindruckt von dem gera-
dezu mit den Händen zu greifenden Leistungswillen der
jungen Leute in dieser Klasse, die mit aller Macht mög-
lichst schnell die deutsche Sprache lernen und am allge-
meinen Unterricht teilnehmen wollten. Solche Schülerin-
nen und Schüler werden ihren Weg gehen, daran habe ich
überhaupt keinen Zweifel. Das Land setzt stark auf das
Thema Sprachförderung an unseren Schulen. Förderkurse,
Förderunterricht und Sprachlernklassen wollen wir deut-
lich intensivieren. Mit dem zweiten Nachtrag zum Haus-
halt 2015 sind dafür erhebliche Mittel bereitgestellt wor-
den, die u.a. die Sprachlernklassen nahezu verdoppeln
sollen. Wir werden auch unkonventionelle Wege gehen
müssen, um diese materiellen Anstrengungen personell
abzusichern, und ich bin Kultusministerin Heiligenstadt
zum Beispiel auch dankbar dafür, Lehrkräfte angespro-
chen zu haben, die bereits aus dem Schuldienst ausge-
schieden sind. Die Resonanz ist, so höre ich, erfreulich. 

     Derzeit stehen wir in Deutschland und auch in Nieder-
sachsen unter den Vorzeichen eines aktuellen Krisen -
managements, wobei vor allem die Aufnahme der
 Menschen, die zu uns kommen, im Mittelpunkt steht. 
Die eigentliche Aufgabe wird aber danach erst folgen,
nämlich die Integration in unsere Gesellschaft. Diese Auf-
gabe wird uns alle fordern – den Staat, die Gesellschaft,
aber auch alle Einzelnen von uns. Ich bitte Sie dabei sehr
herzlich um Ihr aktives Engagement, im Interesse der
 jungen Menschen, um die es geht, ebenso wie im Interesse
unseres Gemeinwesens, das aus einer erfolgreichen Inte-
gration großen Nutzen ziehen kann. 

u  Als letzten Punkt möchte ich noch die Inklusion anspre-
chen – also die gleichberechtigte Teilhabe von Schülerin-
nen und Schülern mit Behinderungen am allgemeinen
Unterricht. Allen Zahlen zu Folge steht auch in dieser

 Hinsicht das Gymnasium nicht im Vordergrund, in dieser
Hinsicht dominieren andere Schulformen. Gleichwohl
werden und sollen nach und nach auch immer mehr
Schülerinnen und Schüler mit Handikaps die Chance
haben, den gymnasialen Weg zur Hochschulreife einzu-
schlagen, wenn sie dazu im Stande sind. Ob sie dazu im
Stande sind, hängt nicht nur von ihren persönlichen
 Dispositionen ab, sondern auch von dem Umfeld. Inklu -
sion ist ein schwieriges Thema, und ich weiß aus vielen
Gesprächen, dass es sich dabei um ein ambitioniertes
Unterfangen handelt und vieles bedacht werden muss.
Nicht zum wenigsten trägt zum Erfolg aber auch die
eigene, innere Bereitschaft bei, sich auf einen neuen Weg
zu begeben und jungen Leuten Chancen zu eröffnen, die
sie bislang nicht hatten. Auch in dieser Hinsicht bitte ich
alle Lehrerinnen und Lehrer an den niedersächsischen
Gymnasien herzlich um ihr Engagement. 

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Über die Bedeutung
einer möglichst umfassenden Bildung wird es in diesem
Raum keinen nennenswerten Dissens geben – als Rüstzeug
für ein erfolgreiches Leben, als Grundlage einer erfolgrei-
chen Gesellschaft, als Schlüssel für Demokratie und Teilhabe.
Das ist der Grund, warum Bildung und Qualifizierung für
mich unverändert die wichtigste Aufgabe ist, vor der wir ste-
hen. Welche Themen wir auch immer in den Blick nehmen –
die weitere wirtschaftliche Entwicklung, die Zuwanderung,
die Entwicklung unseres Gemeinwesens – fast immer sind
Bildung und Qualifizierung wichtige Bestandteile von
Lösungskonzepten. In der Landespolitik sind wir uns dieser
Bedeutung sehr bewusst. Im nächsten Jahr werden die Bil-
dungsetats um etwa 900 Mio. Euro höher sein als noch im
Jahr 2013.

Damit ist es aber nicht getan. Ganz am Ende wird Bildung
von Menschen vermittelt. Von Menschen, die selbst über das
Rüstzeug verfügen, zu erziehen und auszubilden, und über
eine Persönlichkeit, die junge Leute motiviert, an sich zu
arbeiten. Deswegen ist dieser Beruf für die Gesellschaft ins-
gesamt so wichtig, deswegen brauchen wir das Engagement
ihres Berufsstandes. Mir sind in den letzten 20 Jahren bei
unterschiedlichen Gelegenheiten immer wieder Persönlich-
keiten begegnet, die in den Schulen arbeiten und vor denen
ich nur den Hut ziehen kann.

Am Ende sind die Aufgaben fast immer größer als unsere
Möglichkeiten. Das gilt für das Land, aber das gilt auch für
die einzelnen Lehrerinnen und Lehrer. Das muss uns immer
wieder dazu bringen, die offenen Möglichkeiten ganz und
gar zu nutzen – das gilt für das Land, und das gilt für alle
Beteiligten im Bildungswesen. Auf dieser Grundlage werden
wir auch stetig besser werden können.

Ich bedanke mich herzlich für die Leistung
und das Engagement, die täglich an den
niedersächsischen Gymnasien gezeigt

werden. Lassen Sie uns auf dieser Grund-
lage engagiert weiterarbeiten. Ich freue
mich auf die weitere Zusammenarbeit.

Auch das Fernsehen war in Goslar „live“ dabei.
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Ein leistungsfähiges Gymnasium, welches Teil eines nach
Schulformen differenzierten Schulwesens ist, soll seine
Schülerinnen und Schüler zur allgemeinen Hochschulreife
führen und ihnen eine breite und vertiefte Allgemeinbil-
dung vermitteln. Es soll sie zu leistungsbereiten und ver -
antwortungsbewussten Menschen erziehen und damit für
diese die Voraussetzungen schaffen, nach dem Abitur mit
Aussicht auf guten Erfolg ihre weitere Ausbildung an einer
Hochschule oder in einer Berufsausbildung fortzusetzen, die
vergleichbare Qualifikationen voraussetzt, wie sie für die
Aufnahme eines Hochschulstudiums erforderlich sind.

Das tragende Prinzip der gymnasialen Arbeit ist die Wissen-
schaftspropädeutik. Damit unterscheidet sich das Gym -
nasium grundlegend von allen anderen Schulformen. Sein
Unterricht ist darauf abgestimmt, Wissenschaftspropädeu-
tik altersgemäß von Klasse 5 bis 13 zu ermöglichen. Der gym-
nasiale Fächerkanon repräsentiert die bildenden und tragen-
den Elemente unserer Kultur und ist Garant dafür, dass
 diejenigen Wissenschaften und Gegenstände, die für die
 Bildung des Menschen von zentraler Bedeutung sind, im
gymnasialen Unterricht durchgehend präsent sind. Die
 Beibehaltung der Fächerstruktur ist daher am Gymnasium
unabdingbar.

Trias aus „Wissen“, „Können“ und „Haltung“
In einem daraus abgeleiteten Kompetenzbegriff, gedacht als
Trias aus „Wissen“, „Können“ und „Haltung“, liegt eine Chance,

die Unterrichtsqualität im neunjährigen Gymnasium
zukunftsfest zu sichern.

Jede einseitig aufgefasste Verkürzung des Kompetenzbe-
griffs allein auf einen funktionalen Bildungsbegriff birgt die
Gefahr, traditionelle, kulturell gebundene Wissensbestände,
die es aus gutem Grund zu bewahren gilt, einer inhaltlichen
Beliebigkeit auszusetzen und das Unterrichtsgeschehen nur
vom Methodendenken bestimmen zu lassen. Einer verant-
wortungsvollen Bestimmung kulturell verankerter Unter-
richtsgegenstände sind jedoch alle weiteren unterricht -
lichen Gestaltungsaspekte wie lerntheoretisch geeignete
Methoden oder Medien unterzuordnen. In diesem Kompe-
tenzbegriff steckt sogar mehr, als es im Konzept der mate-
rialen und funktionalen Bildung angelegt ist, da der Begriff
der Haltung als dritte Bildungskomponente explizit ausge-
wiesen wird. Die Weitergabe gemeinsamer Werthaltungen
bildet in unserer Wissensgesellschaft die unverzichtbare
Basis für ein gelingendes Zusammenleben.

Der „Wissens“-Aspekt repräsentiert den bildungstheoreti-
schen Begriff der materialen Bildung. Auf diesem klassischen
Bildungsbegriff fußen die für ein neunjähriges Gymnasium
in den Kerncurricula festzulegenden Lerninhalte. Gemäß der
Theorie der kategorialen Bildung erfordert der Bildungspro-
zess die Auseinandersetzung jedes einzelnen mit der ihn
umgebenden Welt, also mit der vorgegebenen historischen,
politischen, gesellschaftlichen, ökonomischen, ökologischen
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und kulturellen Wirklichkeit, damit er sich diese Wirklichkeit
erschließt. Eine Auswahlentscheidung für einen Unterrichts-
gegenstand muss deshalb sorgfältig begründet werden.
Wenngleich auch alles bildet, so bildet doch nicht alles in
gleichem Maße. Im Einzelfall bleibt stets zu prüfen, welcher
Bildungsgehalt einem Bildungsinhalt inhärent ist. 

Ein so verstandener Wissensbegriff setzt eine solide Wissens-
vermittlung voraus. Der Aufbau einer hierarchisch ge ordneten
kognitiven Struktur verlangt die permanente Vernetzung von
Wissensbeständen, die nur durch einen gut strukturierten
und durch Klarheit und Präzision geprägten Unterricht erreicht
werden kann. Nur in dieser Weise kann gymnasialer Unterricht
dem Prinzip der Wissenschafts pro pä deutik gerecht werden.

Der Transfer vom konkreten Inhalt in die Kategorie, die er
repräsentiert, muss sicher gelingen. So verstanden beugt die
Wissenskomponente des Kompetenzbegriffs einer Beliebig-
keit vor. Der „Können“-Aspekt birgt den bildungstheoreti-
schen Begriff der funktionalen Bildung. Wissensbestände
müssen transferfähig sein, damit sie sich in der gegenwärti-
gen oder gedachten zukünftigen Lebenswirklichkeit eines
Schülers als sinnvoll und nutzbar bewähren können. Ziel
muss die Fähigkeit sein, bisher unzugängliche Aufgaben zu
lösen, Texte, auch fremdsprachliche, auf neue Weise zu ver-
stehen, sich dazu mündlich und schriftlich zu äußern und
sein kulturelles Weltbild zu erweitern.

Die Qualität dieser Transferleistungen im Anforderungsbe-
reich II und insbesondere im Anforderungsbereich III ist das
Charakteristikum anspruchsvollen gymnasialen Unterrichts.
In einem 13. Schuljahr und der damit einhergehenden größe-
ren Lebenserfahrung der Schülerinnen und Schüler wird im
Gegensatz zur bislang verkürzten Schulzeit ein erweiterter
Kompetenzerwerb am Gymnasium ermöglicht.

Noch weiter reichende Konsequenzen ergeben sich bei der
Betrachtung des „Haltungs“-Aspekts. Ziel der gymnasialen

Oberstufe ist die Selbstbestimmung in sozialer Verantwor-
tung. Das Entwickeln einer Fragehaltung, einer Haltung,
etwas verstehen zu wollen, den Dingen mit Ausdauer auf
den Grund gehen zu wollen, bildet die Grundlage für wis-
senschaftspropädeutisch orientierten Unterricht. Um diese
für ein erfolgreiches Studium unverzichtbare Haltung zu
erlangen, bedarf es einer ständigen Konfrontation mit Pro-
blemstellungen, der Auseinandersetzung mit Kontroversen,
der Diskussion von Alternativen, des Ringens um Bewer-
tungssituationen im Unterricht. Dieser problemorientierte
Unterricht beginnt konsequent in Klasse 5 und ist die
anspruchsvolle Leitidee für alle Jahrgangsstufen des Gym -
nasiums. Ein Unterricht, der die Haltung eines Schülers zum
eigenen Lernen in dieser Weise nachhaltig prägt, vermittelt
die notwendigen Voraussetzungen für ein erfolgreiches
 Studium und eine verantwortungsvolle Teilhabe an demo-
kratischen Systemen, an der Gesellschaft überhaupt.

Ein zusätzliches Jahr gymnasialer Bildung eröffnet die
 Chance, diejenigen Werthaltungen weiter zu stabilisieren,
die das Fundament unserer christlich, demokratisch und
sozial geprägten Gesellschaft bilden.

Eine ständig vernetzt gedachte Interdependenz aus allen drei
Teilaspekten Wissen – Können – Haltung begründet eine
didaktisch-methodische Gestaltung gymnasialen Unter-
richts. Daraus ergibt sich als zwingende Konsequenz, dass
Gymnasiallehrkräfte niemals nur „Lernbegleiter“ sein kön-
nen. Sie müssen ihren Schülerinnen und Schülern in einem
klar strukturierten, grundsätzlich lehrergeleiteten Unterricht
über ein ausgewogenes Verhältnis von angeleitetem und
selbstständigem Lernen den Weg in die Arbeitsweisen der
Fachwissenschaftlichkeit weisen und ihnen ihrerseits durch
ihr Wissen, ihr Können und ihre Haltung Vorbild sein.

Die beschriebenen komplexen Anforderungen an die Qua-
lität gymnasialen Unterrichts können nur von eigens dafür
qualifizierten Lehrkräften erfüllt werden. Folglich muss
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deren Ausbildung auch künftig in einem speziell auf diese
hohen Anforderungen ausgerichteten eigenständigen Stu -
diengang und in einer zweiten Phase an einem gymnasialen
Studienseminar erfolgen. Eine Stufenlehrerausbildung, die
die unterschiedlichen Bildungsziele der Schulformen
negiert, kann niemals in der Lage sein, die notwendigen
Grundlagen für erfolgreichen Unterricht am Gymnasium 
zu legen. Erforderlich sind stattdessen eine spezifische gym -
nasiale Fachdidaktik und eine Verstärkung gymnasialer
Aspekte in den fachspezifischen Kompetenzprofilen der
 Bildungsstandards der KMK.

Gravierende Fehlentwicklungen der Bildungspolitik
sind zu korrigieren
Damit gymnasiale Arbeit mit den genannten Zielsetzungen
erfolgreich gelingen kann, müssen jedoch Entwicklungen in
der Bildungspolitik, die sich in jüngster Zeit manifestiert
haben, grundlegend korrigiert werden, um gravierenden
Fehlentwicklungen entgegenzuwirken.

Die Übergangszahlen zu den Gymnasien, die Zahl der Abitu-
rienten und jüngst die Zahl der mit „sehr gut“ bewerteten
Abiturprüfungen schnellen in den letzten Jahren mit deut-
lich zunehmender Tendenz nach oben, der Erfolg der Bil-
dungspolitik scheint angesichts solcher statistischer Werte
glänzend gewährleistet zu sein.

Zugleich nimmt aber die Klage über zurückgehende Leis -
tungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft immer mehr zu.
Vergleichsarbeiten und Bildungsstudien belegen, dass zwar
zahlreiche Schüler nach wie vor hervorragende Leistungen
erbringen, dass wiederum andere immer schlechter schreiben,
lesen und rechnen können. Die Fähigkeit, sich schriftlich
sprachlich angemessen zu artikulieren, nimmt bei vielen
Schülern und Studenten immer mehr ab, vertiefte mathe-
matische Kenntnisse sind bei einer erheblichen Zahl von
 Abiturienten nicht ausreichend vorhanden und führen in
zahlreichen, auch nicht genuin mathematisch orientierten
Studiengängen zu gravierenden, vielfach nicht behebbaren
Problemen. Die Studierfähigkeit der Abiturienten entwickelt
sich demnach sehr unterschiedlich, was nicht als altherge-
brachte Klage der Universitäten abzutun ist, sondern sich
anhand wachsender Zahlen von Studienabbrechern belegen
lässt.

Mit einem – offenbar politisch bewusst – falsch verstande-
nen Begriff der Bildungsgerechtigkeit wird dagegen seit
einiger Zeit in breiten Kreisen der Politik und auch der
 Erziehungswissenschaft jede Unterschiedlichkeit in der Leis -
tungsfähigkeit von Schülern und Studenten negativ bewer-
tet, es wird ignoriert oder gar bestritten, dass Lernleistung
ganz wesentlich an Intelligenz, an Persönlichkeitsmerkma-
len wie individuellem Leistungswillen und an Wirkungen
des unmittelbaren sozialen Umfelds gekoppelt ist. Statt -
dessen werden abweichende Leistungsergebnisse, die sich
aufgrund unterschiedlicher Begabungen ergeben, als zu
bekämpfende soziale Ungerechtigkeit gewertet. Der struk-
turelle Lösungsvorschlag ist dazu das „längere gemeinsame
Lernen“ in der Form der letztlich flächendeckend einzu-
führenden Integrierten Gesamtschule, methodisch ist es das
„individuelle“ Lernen, das die gemeinsame Arbeit im Klas-
senverband auflöst und so die beschriebenen qualitativen
Anforderungen an gymnasialen Unterricht zunichte macht.

Damit geht eine Absenkung der Anforderungen von der
Grundschule bis zur Abiturprüfung einher, nicht weil die
 bisherigen inhaltlichen Ziele als obsolet angesehen werden,
sondern weil zu viele Anforderungen in der Schule den
Schülern angeblich zu viele Mühe machen und folglich zu
unterschiedlichen Lernergebnissen und damit zu der beklag-
ten angeblichen Bildungsungerechtigkeit führen. Verein -
fachung ist das propagierte Ideal, um maximale Gleichheit
zu erzielen. Chancengerechtigkeit wird mit dem Abbau sinn-
voller und notwendiger Anforderungen gleichgesetzt, was
jedoch die Schüler aller Leistungspotenziale um Zukunfts-
und Lebenschancen bringt.

Die so angestrebte maximale Gleichheit auf niedrigem Level
wird aber das Gegenteil bewirken. Wenn alle Schülerinnen
und Schüler das Abitur als Abschlussprüfung in der Tasche
haben, wird letztlich keiner mehr eine Qualifikation von
Wert besitzen. Kinder aus finanziell gut gestellten Familien
profitieren dann von Privatunterricht, der die eigentliche
Aufgabe von Schule ersetzt, oder sie besuchen wie in den
angelsächsischen Ländern und Frankreich teure Eliteschulen.
Die Einkommensschwachen sind die Verlierer – die soziale
Ungleichheit wird folglich nicht geringer, sondern größer.

Das Gymnasium muss im neunjährigen Bildungsgang
gestärkt werden
Es ist nicht zu spät, aber höchste Zeit, um den dargestellten
Fehlentwicklungen entgegenzuwirken. Angesichts der
beschriebenen Probleme muss das Gymnasium gestärkt
werden. Es ist dem Grundsatz Geltung zu verschaffen, dass
das Gymnasium allen offen steht, die den Anforderungen
gewachsen sind, aber es ist keine Schulform für alle. Ein
„Freifahrtschein“ bis hin zum Abitur ist pädagogisch un -
sinnig und widerspricht allen Erfahrungen der Entwick-
lungspsychologie.

Der wiederum neunjährige gymnasiale Bildungsgang kann
die Arbeit in der Unter- und Mittelstufe erleichtern und ver-
bessern, da diese nicht mehr unter dem Verkürzungsdruck
des achtjährigen Gymnasiums steht. Zugleich kann das
Gymnasium in diesem Bereich künftig stärker als bisher auf
die unterschiedlichen begabungsmäßigen und sozialen
 Voraussetzungen seiner Schülerschaft reagieren. In den
Kernfächern steht mehr Zeit für Übung und Vertiefung des
Lernstoffs zur Verfügung, es besteht Raum für Unterstüt-
zungs- und Lernzeit, um Verstehens- und Wissensdefizite
aufzuholen. Der besondere Vorteil für eine qualifizierte
gymnasiale Bildung liegt aber – vorausgesetzt dass die in
den Kerncurricula vorgesehenen Inhalte nicht erweitert
 werden – darin, dass die dargestellten Aspekte des „Kön-
nens“ und der „Haltung“ im neunjährigen Bildungsgang
 vertiefter ausgebildet werden können als im achtjährigen.
Auf dieser Grundlage kann dann auch die gymnasiale
 Oberstufe ihre Ziele in vollem Umfang verwirklichen. 

Die Ressource „Zeit“, die mit dem neunjährigen Bildungs-
gang wiedergewonnen ist, stellt somit ein wesentliches
 Element für erfolgreiche Arbeit am Gymnasium dar. Um
erfolgreiche Arbeit am Gymnasium leisten zu können, die
am Ende zu einem Abitur führt, das seinen Namen noch
 verdient, sind allerdings weitere Voraussetzungen nötig, die
die Bildungspolitik erfüllen muss.
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Grundschule als grundlegende Schulform
Die Grundschule legt das Fundament für alles unterrichtl -
iche Geschehen in den weiterführenden Schulen. Dazu muss
sie aber ihre Funktion als im Wortsinn grundlegende Schul-
form erfüllen. Die Vermittlung der Kulturtechniken – Lesen,
Schreiben, Rechnen – muss verstärkt im Mittelpunkt ihrer
Arbeit stehen. Bei zunehmender Heterogenität der Schüler-
schaft in sozialer wie kognitiver Hinsicht sind den Grund-
schulen angemessene Hilfen zu geben, die die Lehrkräfte
wieder vermehrt in die Lage versetzen, zu unterrichten statt
Sozialarbeit in der Unterrichtszeit zu erledigen. Die fach -
lichen Lernziele der Grundschule am Ende des 4. Schuljahr-
gangs sind zur Grundlage für eine Empfehlung der einzel-
nen Schülerinnen und Schüler für ihren weiteren schuli-
schen Werdegang zu machen. 

Die schriftliche Empfehlung zum Besuch einer weiterführen-
den Schulform am Ende des vierten Schuljahrgangs ist wie-
derherzustellen, da sie den Eltern eine wichtige Orientierung
für den künftigen Werdegang ihrer Kinder liefert. Beratungs-
gespräche bleiben ergänzend eine sicher wertvolle Hilfe.

Auf der Grundlage der Grundschularbeit ist das Gymnasium
als studienbezogene Schulform mit den benannten Zielset-
zungen zu führen, die Oberschule (ebenso wie noch beste-
hende Haupt- und Realschulen) als berufspropädeutische
Schulform. Die Durchlässigkeit bis hin zum Abitur ist dabei
zu gewährleisten.

Die Aufgaben der Fächer im gymnasialen
 Bildungsauftrag
Der Bildungsauftrag des Gymnasiums spiegelt sich in der
Bedeutung und dem Stellenwert bestimmter Fächer eines –
auch klassisch zu nennenden – Fächerkanons für eine ganz-
heitliche Bildung wider. Dem widerspricht es, Inhalt und
Gegenstände des Unterrichts allein nach ihrem „praktischen
Wert“ zu bestimmen. Gleiches gilt für das immer wieder vor-
getragene Ansinnen, das Gymnasium möge weitere, neue
Fächer in seine Lehrpläne aufnehmen, da dieses gesell-
schaftlich geboten sei.

Im Rahmen des gymnasialen Bildungsauftrags kommt den
Kernfächern Deutsch, Fremdsprachen, Mathematik eine zen-
trale Bedeutung zu. Daher dürfen die Unterrichtszeiten in
diesen Fächern nicht gekürzt werden. Der Deutschunterricht
ist in seinem Umfang unverzichtbar; denn er leistet einen
wesentlichen Beitrag zur sprachlichen, literarischen und
medialen Bildung der Schülerinnen und Schüler. Ein sicherer
und differenzierter Umgang mit der Muttersprache befähigt
zur Darstellung komplexer Sachverhalte und zur Auseinan-
dersetzung mit einem bedeutsamen literarischen Erbe.

Die Pflicht zum Erlernen von mindestens zwei Fremdspra-
chen in den Jahrgängen 6 bis 11 ist ein wesentliches Unter-
scheidungsmerkmal für gymnasialen Unterrichtgegenüber
den anderen Schulformen. Jegliche Kürzung von Fremd -
sprachenunterricht ist angesichts des europäischen Zusam-
menwachsens und der zunehmenden Globalisierung unver-
antwortlich und zukunftsfeindlich. Die sichere Beherrschung
mehrerer Sprachen und interkulturelle Kompetenz, wie sie
durch Fremdsprachenunterricht vermittelt wird, sind un -
verzichtbare Kernbereiche, die das Gymnasium in seiner
qualitativen Arbeit charakterisieren. 

Gleiches gilt für den Mathematikunterricht, dem vorrangig
die Schulung der analytischen Denkfähigkeit der Schüler -
innen und Schüler obliegt.

Auf der gleichen Linie liegt die zwingende Notwendigkeit des
Stundenanteils der Informatik und der naturwissenschaft -
lichen Fächer angesichts ihres wichtigen Anteils für die Heran-
bildung eines qualifizierten Nachwuchses an Ingenieuren und
Naturwissenschaftlern. Alle weiteren Fächer, die den Allge-
meinbildungsauftrag des Gymnasiums begründen, sind eben-
falls angemessen zu berücksichtigen; denn dieser wäre ohne
die musisch-künstlerische, gesellschaftswissenschaftliche,
ethisch-religiöse und sportliche Bildung nicht gewährleistet.

Curricula sowie Unterrichtsverfahren sind daran zu orientie-
ren, dass sie dem gymnasialen Bildungsauftrag entsprechen.
Die Methodenwahl hat sich an den zu vermittelnden unter-
richtlichen Zielen und den daraus resultierenden didaktischen
Überlegungen zu orientieren.

Die Notwendigkeit der Umsetzung der Kerncurricula in schul -
eigene Lehrpläne durch jede Fachkonferenz jeder Schule
bewirkt eine ungeheure Verschwendung an außerunter-
richtlicher Arbeitskraft der Lehrkräfte. Verbindlichere unter-
richtliche Rahmenvorgaben des Landes beseitigen nicht nur
diese Verschwendung von Arbeitszeit, sondern gewährleis -
ten, dass prägende Unterrichtsgegenstände der einzelnen
Fächer landesweit verbindlich festgeschrieben bleiben und
nicht einer curricularen Beliebigkeit zum Opfer fallen.

Die gymnasiale Oberstufe ist aufgrund der Sequenzialität der
Unterrichtsinhalte der Fächer als grundsätzlich dreijähriger
Bildungsgang ohne Modularisierung zu führen. Die Schwer-
punktsetzung hat sich bewährt und ist beizubehalten.

Stellenwert der Abiturprüfung
Die Aufgabenstellungen im Zentralabitur sind auf ihre fach-
liche Relevanz hin zu überprüfen. Es ist sicherzustellen, dass
Prüfungsaufgaben stets einen konkreten Bezug zu den
durch Rahmenvorgaben festgelegten Unterrichtsinhalten
der Kurshalbjahre besitzen. Gestellte Aufgaben auch ohne
spezifische fachliche Kenntnisse allein aus der Aufgabenstel-
lung mitsamt den zugehörigen Materialien heraus zu lösen,
kann nicht Sinn einer Abiturprüfung sein. Eine solche Ten-
denz entwertet die Abiturprüfung und verführt zu der
Annahme, dass fachliches Lernen nicht mehr nötig sei – mit
entsprechenden fatalen Folgen für ein anschließendes uni-
versitäres Studium. Das Abitur darf aber nicht nur formal zur
Aufnahme eines solchen Studiums berechtigen, sondern
muss vielmehr Ausdruck der Befähigung eines Menschen
sein, dieses auch mit Erfolg abschließen zu können.

Werden diese Erfordernisse insgesamt erfüllt, kann das
Gymnasium mit seiner unterrichtlichen und erzieherischen
Arbeit in einem neunjährigen Bildungsgang seine Absolven-
ten besser zur aktiven und verantwortlichen Teilnahme am
kulturellen, politischen, wirtschaftlichen und sozialen Leben
in unserer Gesellschaft und in unserem Gemeinwesen
befähigen, als es in der verkürzten Schulzeit möglich war.
Und es kann folglich besser dazu beitragen, den Fortbestand
von Spitzenleistungen in Wissenschaft, Wirtschaft und
Gesellschaft und somit die weitere wirtschaftliche Prosperi -
tät in Deutschland zu sichern.
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Für Lehrkräfte und Schulleitungen der Gymnasien und
Gesamtschulen haben die Arbeitsbelastungen auch in den
letzten Jahren kontinuierlich zugenommen, so dass ihre
Arbeitszeit im Jahresdurchschnitt weit über den auch für sie
geltenden 40 Wochenstunden der niedersächsischen Lan-
desbeamten liegt. Damit hat sich zudem auch die Diskre-
panz zwischen der Arbeitszeit des öffentlichen Dienstes in
Niedersachsen und den Lehrkräften weiter erhöht, was nach
Auffassung der Delegierten der Vertreterversammlung 2015
insgesamt nicht unerhebliche rechtliche Fragen hinsichtlich
des Beamtengesetzes, aber auch hinsichtlich des Arbeits-
schutzgesetzes aufwirft.

Zahlreiche außerunterrichtliche Aufgaben belasten
die Lehrkräfte
Schon vor Jahren hatten Untersuchungen verschiedener Insti-
tutionen zur Arbeitszeit von Lehrkräften zu besorgniserregen-
den Ergebnissen geführt, zumal sich gezeigt hatte, dass mit
einer weiteren Erhöhung der Arbeitsbelastungen erhebliche
gesundheitliche Beeinträchtigungen verbunden sind, die nicht
zu unterschätzen sind – eine problematische Entwicklung, auf
die besonders Prof. Schaarschmidt hingewiesen hatte.

In den Gymnasien und Gesamtschulen hat sich die damals
befürchtete Entwicklung inzwischen vielfach manifestiert,
zumal den Schulen besonders im außerunterrichtlichen

Bereich Zusatzaufgaben in erheblichem Umfang aufge -
bürdet worden sind. Diese Entwicklung, die letztlich dadurch
charakterisiert ist, dass der Unterricht nicht mehr im Mittel-
punkt von Schule steht, sondern dass stattdessen andere,
eher sekundäre und verzichtbare Aufgaben in den Vorder-
grund rücken und „schwergewichtig“ werden, hat auf die
Wahrnehmung der eigentlichen Aufgaben der Lehrkräfte
erhebliche Auswirkungen.

Besonders mit der Einführung der Eigenverantwortlichen
Schule verbinden die Delegierten viele Fehlentwicklungen,
auf die der Philologenverband Niedersachsen bereits
 wiederholt hingewiesen hat und die sich jetzt in vielen
Anträgen, die der Vertreterversammlung zur Beratung und
Beschlussfassung vorliegen, widerspiegeln. Dazu gehört bei-
spielsweise, dass jede Schule auf der Basis allgemeiner Bil-
dungsstandards und Kerncurricula für jedes Unterrichtsfach
eigene Lehrpläneaufstellen und immer wieder evalu ieren
und fortschreiben muss. Dazu gehört auch, dass jede Schule
im Rahmen der vorgeschriebenen Schul- und Unterrichts-
entwicklung ein umfangreiches Schulprogramm er arbeiten
muss, das von Planungsgruppen, so genannten „Steuerungs-
gruppen“, und in diversen Konferenzen und Gremiensitzun-
gen von Lehrkräften „eigenverantwortlich“ erstellt und bera-
ten und regelmäßig oft schon nach kurzen Zeitabständen
evaluiert und erneut beraten und beschlossen werden muss.
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Arbeitsbelastung in den Schulen:
Ohne Aufgabenkritik und Aufgabenabbau geht es nicht

Resolution des Philologentags 2015

Auch die Resolution zur Aufgabenkritik wurde von den Delegierten fast einstimmig angenommen.
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Dazu muss jede Schule für alle möglichen Bereiche und Auf-
gabenstellungen eigene Konzepte erarbeiten. Das gilt für
die zahlreichen Konzepte wie – beispielhaft genannt –
Methodenkonzepte, Förderkonzepte, Fahrtenkonzepte,
Sicherheitskonzepte, Gesundheitskonzepte, Fortbildungs-
konzepte, Beratungskonzepte, Vertretungskonzepte und vie-
les mehr, was insgesamt zeigt, welch umfangreiche Arbeiten
der ständigen Konzepterstellung, Konzeptevaluation und
Konzeptweiterentwicklung von Lehrkräften und Schulleitun-
gen in ministeriellen Vorgaben erwartet werden.

Die großen Belastungen sind auf Dauer von den
 Lehrkräften nicht verkraftbar
Die Anträge aus den Schulen an die Vertreterversammlung
belegen unmissverständlich, dass diese Aufgabenfülle
unzumutbar und auf Dauer nicht weiter leistbar ist. Die
Delegierten beklagen zudem, dass den Schulen trotz des
ständig steigenden Arbeitsaufwandes kaum Unterstützung
durch die Landesschulbehörden zuteil wird. Die Folgen
 dieser Versäumnisse sind verheerend, da die Lehrkräfte den
Eindruck haben müssen, dass die Landesregierung den
Schulen – ohne jegliches Augenmaß für das Zumutbare und
Machbare – immer weitere neue und umfangreiche Auf -
gaben überträgt und damit bewusst auch physische und
psychische Beeinträchtigungen des Personals billigend in
Kauf nimmt.

Die sich aus dieser schulischen Aufgabenfülle und den
außerunterrichtlichen Anforderungen an das Personal er -
gebenden Konsequenzen sind bekannt und bedrückend
zugleich: Für die zentralen Aufgaben von Schule fehlt die
erforderliche Zeit – sie fehlt für Unterrichtsvor- und -nach -
bereitungen, sie fehlt für die Korrektur von Lernkontrollen
und für all die vielen anderen Aufgaben, die dem schulischen
Personal obliegen. Zeitnot verbunden mit physischen und
psychischen Belastungen sind die Folgen dieses „Raubbaus“
an der Gesundheit der Lehrkräfte.

Erschwerend kommt hinzu, dass viele der genannten Auf -
gaben kaum einen erkennbaren und nachweisbaren Beitrag
zur Verbesserung der Qualität von Unterricht und Schule
leis ten und demnach den Schülerinnen und Schüler kaum
von Nutzen sind.

Eine grundlegende Aufgabenkritik ist unerlässlich
Die Vertreterversammlung 2015 des Philologenverbandes
Niedersachsen stellt daher mahnend fest: So kann und darf
es nicht weitergehen. Der Philologenverband Niedersachsen
hatte bereits vor drei Jahren dem Kultusministerium im
Sinne einer Aufgabenkritik – gestützt auf entsprechende
Hinweise aus den Schulen – eine Vielzahl von Arbeiten und
Aufgaben genannt, die überflüssig und verzichtbar sind, und
dazu Vereinfachungs- und Verbesserungsvorschläge unter-
breitet. Zwar wurden im Kultusministerium Arbeitsgruppen
eingesetzt, es wurde getagt, geprüft und beraten – gesche-
hen ist jedoch praktisch nichts.

Nach Auffassung der Delegierten muss daher ein neuer
Anlauf gemacht werden, die in den Schulen wahrzunehmen-
den Aufgaben im Sinne von „Aufgabenkritik“ auf ihre
 Effizienz und Effektivität hin zu überprüfen mit dem Ziel,

schulisches „Handeln und Tun!“ stärker als bisher an den
wirklichen Erfordernissender Schülerinnen und der Schüler–
ohne „verzichtbares Beiwerk“ – auszurichten. Zugleich muss
es Ziel einer Aufgabenkritik sein, die Organisationsabläufe in
den Schulen und die etablierten Arbeitsverfahren dahin -
gehend zu überprüfen, wie zeitraubende und zudem dem
Zweck von Schule und Unterricht wenig dienliche und wenig
effektive Arbeiten und Aufgabenzurückgefahren werden
bzw. ganz entfallen können.

Es ist daher dringend erforderlich, dass die Kultusverwaltung
die vorgegebenen und gesetzten Ziele und Aufgaben von
Schule auf ihre Effizienz hin nachhaltig hinterfragt und sie
überprüft. Dabei hat sich die Aufgabenkritik zuvörderst an
der Frage zu orientieren, ob und in welchem Maße sie den
Schulen in der Wahrnehmung ihres Auftrages dienlich sind,
ob sie Schülerinnen und Schüler in Unterricht und Erziehung
fördern und ihnen in ihrer Entwicklung helfen. Insbesondere
sind folgende Fragen von Bedeutung und Relevanz:
■    Welche Aufgaben müssen in unseren Schulen unabweis-

bar erfüllt werden?
■    Welchen Umfang und welche Qualität muss die

 Auf ga benerledigung insgesamt und im Einzelnen haben?
■    Welche (zeitlichen) Anteile sollen unterrichtliche bzw.

außerunterrichtliche Aufgaben haben?
■    Inwieweit ist der von den Lehrkräften zu erbringende

unterrichtliche und außerunterrichtliche Arbeitsaufwand
zumutbar und mit den arbeitsrechtlichen Vorgaben – auch
des Arbeitsschutzes – für Landesbedienstete vereinbar?

Die Delegierten der Vertreterversammlung 2015
des Philologenverbandes Niedersachsen unter-
streichen: Die Lehrerinnen und Lehrer erwarten,
dass die Landesregierung endlich Maßnahmen
einleitet, ihre übermäßig hohe Arbeitszeit an die
Arbeitszeit des beamteten Personals von 40
Wochenstunden anzugleichen. Daher ist es
 dringend erforderlich und notwendig, die in den
Schulen derzeit wahrzunehmenden Aufgaben
einer generellen Aufgabenkritik zu unterziehen
mit dem Ziel, dass künftig diejenigen Aufgaben
entfallen, die sich für Unterricht und Erziehung als
wenig effizient und als nicht effektiv erwiesen
haben und die der unmittelbaren Dienstleistung
der Schule in Unterricht und Erziehung nicht
 dienen, jedoch viel Zeit und Kraft des Personals
binden. 

Nach Auffassung der Delegierten muss künftig im
Mittelpunkt von Schule wieder der Unterricht
 stehen, möglichst guter Unterricht, der von Lehr-
kräften erteilt wird, die sich auf ihre Aufgaben in
Unterricht und Erziehung konzentrieren können
und die sich nicht fortwährend an sekundären
bzw. nicht zwingend erforderlichen und als über-
flüssig einzustufenden Aufgaben von Schule
erschöpfen müssen, wie das derzeit der Fall ist.
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Bewährte Kräfte und ein neues Gesicht finden sich in dem
auf der Vertreterversammlung 2015 neu gewählten
Geschäftsführenden Vorstand des Philologenverbandes Nie-
dersachsen, der im Folgenden kurz vorgestellt werden soll.
Alter und neuer Vorsitzender des Philologenverbandes ist
Horst Audritz aus Wolfenbüttel. Der 64jährige unterrichtet
Deutsch und Politik am „Gymnasium im Schloss“ seiner
 Heimatstadt und ist mit sehr großer Mehrheit (97,9%)
erneut zum Vorsitzenden des Philologenverbandes Nieder-
sachsen gewählt worden. Audritz fungierte vor seiner Tätig-
keit als Vorsitzender unseres Landesverbandes unter ande-
rem als Vorsitzender des Ortsverbandes Wolfenbüttel und
des Bezirksverbandes Braunschweig. Horst Audritz, der in
seiner Freizeit gerne liest und sich als Hobby-Handwerker
betätigt, ist seit 2008 außerdem Mitglied des Schulhaupt-
personalrats beim Niedersächsischen Kultusministerium,
Fachgruppe Gymnasium.

Mit Wolfgang Ehlers ist auch der Stellvertretende Vorsitzen-
de mit großer Mehrheit (96,5%) in seinem Amt bestätigt
worden. Ehlers arbeitete 2004 am Aufbau des neu gegründe-
ten Gymnasiums Harsefeld mit. Heute ist der Familienvater
(3 Kinder), der Tauchen und Wandern zu seinen Hobbies
zählt, dort als Fachobmann für Physik tätig. Als zweites Fach
unterrichtet der 60jährige Chemie. Im Philologenverband
war Wolfgang Ehlers mehrere Jahre lang Vorsitzender der AG
Junge Lehrer (heute Jungen Philologen) sowie drei Jahre lang
Bundesvorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft der Jun-
gen Philologen, dadurch Mitglied im Bundesvorstand und im

Beamtenrechtsausschuss des Deutschen Philologenverban-
des. Seit 2006 ist er Schulbezirkspersonalrat in Lüneburg.

Mit fast 100 Prozent Zustimmung wurde die ehemalige
Schulleiterin des Gymnasiums Corvinianum in Northeim,
Helga Olejnik, erneut in ihrem Amt als Schatzmeisterin des
PhVN bestätigt. Geboren 1951 in Stade, wurde Helga Olejnik
nach dem Studium der Anglistik und Romanistik in Göttingen
schon 1983 Koordinatorin und stellvertretende Schulleiterin
am Werner-von-Siemens-Gymnasium in Bad Harzburg und
1989 Schulleiterin am Corvinianum. Seit 1982 ist sie Mitglied
des Geschäftsführenden Vorstands des Philologenverbandes
Niedersachsen, seit 1994 Schatzmeisterin. Ihre Schwerpunkte
der Verbandsarbeit sind Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,
Publikationen und Sonderdrucke.

Seit 2009 Beisitzer im Geschäftsführenden Vorstand ist 
Dr. Oliver Beckmann. Der 48jährige absolvierte eine Aus -
bildung zum Sparkassenkaufmann und studierte dann
Deutsch und Erdkunde in Osnabrück. Nach seiner Promotion
im Fach Geographie und dem Referendariat bekam er eine
Stelle an Albert-Schweitzer-Schule Nienburg, wo er von 2007
bis 2015 als schulfachlicher Koordinator tätig war. Seit 2015
arbeitet Dr. Oliver Beckmann als Fachberater für das Fach
Deutsch in der Region Osnabrück. In seiner Freizeit spielt er
Golf oder Gesellschaftsspiele und besucht gern das Theater.

Dr. Christine Bendrath ist noch relativ „neu“ im GV – auf der
VV 2013 wurde sie in das Gremium nachgewählt. Im Philolo-
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Der neu gewählte Geschäftsführende Vorstand
Von Cord Wilhelm Kiel

Der neu gewählte Geschäftsführende Vorstand des Philologenverbandes Niedersachsen (v.l.): Henning Kratsch (Großenkneten), Cord Wilhelm
Kiel (Hameln), Astrid Thielecke (Duderstadt), Horst Audritz (Wolfenbüttel), Bernhard Koppius (Uelzen), Helga Olejnik (Northeim), Wolfgang
Ehlers (Harsefeld), Dr. Christine Bendrath (Lüneburg), Dr. Oliver Beckmann  (Osnabrück).
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Philologenverband fordert Anrechnungsstunden für
Fachkonferenzleitungen an Gymnasien
Zeitliches Äquivalent für besondere Aufgaben erforderlich – Gleichheitsgrundsatz erneut verletzt

Von Helga Olejnik

Das OVG Lüneburg hat in seinem Urteil vom 9. Juni 2015
nicht nur die von der Landesregierung willkürlich verfügte
Erhöhung der wöchentlichen Pflichtstundenzahl der Gym -
nasiallehrer kassiert, es hat der Landesregierung auch ein
wichtigen Grundsatz ins Stammbuch geschrieben, nämlich
dass „nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts und des erkennenden Senats der Dienstherr, wenn er
Mehrbelastungen in einem Arbeitszeitbereich anordnet,
anderweitige Entlastungen ebenfalls konkret regeln muss; ein
stillschweigendes Vertrauen darauf, dass sich die betroffenen
Lehrkräfte unter Ausnutzung ihrer pädagogischen Gestal-
tungsfreiheit möglicherweise weniger gründlich auf den
Unterricht vorbereiten werden, ersetzt diese Angabe nicht“.
Dieser Belehrung hätte es nicht bedurft, wenn das Land

nicht – ständig – gegen seine eigenen, von ihm selbst er -
lassenen Rechtsvorschriften verstieße. Nach der Lehrer -
arbeitszeitverordnung (Nds.ArbZVO-Schule) ist es nämlich
klar, dass für besondere Funktionen sog. Anrechnungsstun-
den benötigt werden, um für die erforderlichen zusätzli-
chenzeitlichen Aufwendungen ein zeitliches Äquivalent „in
dem für die Wahrnehmung dieser Aufgaben erforderlichen
Umfang“ zu schaffen und die Lehrkraft nicht weiter, über die
schon normalerweise über 40-Wochenstunden hinausge-
hende Arbeitszeit, zu belasten.

Die Nds.ArbZVO-Schule entspricht diesen Grundsätzen
jedoch bestenfalls in Teilen. So ist zwar für Schulleiter aller
Schulformen eine verringerte Unterrichtsverpflichtung fest-

genverband ist sie unter anderem im Bildungspolitischen
Ausschuss (BPA) aktiv. Ferner ist die 46jährige Koordinatorin
des  Gymnasiums Johanneum Lüneburg Vorsitzende des Orts -
 verbands Lüneburg. Dr. Christine Bendrath hat Germanistik,
klassische  Philologie und Evangelische Theologie in Marburg
und Würzburg studiert und in Ev. Theologie promoviert. 

Seit 2003 ist Cord Wilhelm Kiel Mitglied des Geschäfts-
führenden Vorstandes. Der 45jährige Familienvater studierte
Anglistik und Geschichte in Göttingen, Exeter und Hannover.
Nach dem Studium erkundete Cord Wilhelm Kiel als freier
Journalist, Pressepromoter und Musiker eine Zeit lang das
Leben außerhalb von Schule und Universität. Nach dem
Referendariat wurde er Lehrer am Fachgymnasium Wirt-
schaft der BBS Rinteln und dort Fachobmann für Englisch.
Seit 2011 ist seine Schule die Europaschule Albert-Einstein-
Gymnasium Hameln, hauptsächlich ist er seit 2012 als Schul-
bezirkspersonalrat in Hannover tätig. Seit 2007 Redakteur
von „Gymnasium in Niedersachsen“, ist er in seiner Freizeit
in der Europa-Union sowie in einer Tennismannschaft aktiv.

Bernhard Koppius wurde vor drei Jahren erstmals „offiziell“ 
in das Amt eines Beisitzers in den GV gewählt, nachdem er
zuvor als Mitglied des Schulhauptpersonalrats in dieses
 Gremium kooptiert gewesen war. Der 1954 in Anröchte
(Westfalen) geborene schulfachliche Koordinator am Herzog-
Ernst-Gymnasium Uelzen studierte Deutsch und Katholische
Religion in Münster. Nach dem Referendariat fing Bernhard
Koppius, der Reisen und Lesen zu seinen Hobbys zählt, direkt
an  seiner heutigen Schule an. Sieben Jahre lang war er Perso-
nalratsvorsitzender seiner Schule und von 2001-2005 war er
 Lehrervertreter im Schulausschuss der Stadt Uelzen. 

Seit bereits fünf Jahren gehört das jüngste GV-Mitglied, 
der frühere Vorsitzende der Jungen Philologen im PhVN,

 Henning Kratsch, dem Philologen-Vorstand an. Der 34jährige,
der in seiner Freizeit gern Sport treibt, kocht und auf Reisen
geht, studierte nach dem Abitur am Burg-Gymnasium Bad
Bentheim Englisch und Geschichte an der Universität Osna -
brück. In dieser Zeit war er für ein Jahr „tutor in residence“ an
einer privaten Internatsschule im Nordosten Englands. Nach
dem Referendariat am Artland-Gymnasium Quakenbrück
und seiner ersten Planstelle an der Europaschule Gymnasium
Westerstede wurde er 2014 Oberstufenkoordinator am
 Dietrich-Bonhoeffer-Gymnasium in Großenkneten.

Astrid Thielecke ist das einzige neu in den Vorstand gewählte
Mitglied. Geboren 1961 in Göttingen, studierte sie ebendort
die Fächer Biologie und Chemie und wurde nach dem Referen -
dariat in Braunschweig und einer kurzen Tätigkeit als „Feuer-
wehrlehrkraft“ in Peine Lehrerin am Eichsfeld-Gymnasium in
Duderstadt. Hier ist sie noch heute als Oberstudienrätin und
Mitglied der Steuergruppe tätig. Des weiteren ist sie seit
zwanzig Jahren Vorsitzende des OV Duderstadt im Philolo-
genverband und seit dem letzten Jahr Bezirkssprecherin des
Plenums der Personalräte der niedersächsischen Gymnasien.

Verabschiedet wurde Susan Ulses, die drei Jahre als Beisitze-
rin im geschäftsführenden Vorstand mitgewirkt hatte. Die
Diplom-Chemikerin arbeitete für einige Jahre als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin im ICBM (Institut für Chemie und
Biologie des Meeres) in Oldenburg, bevor sie ein weiteres
Studium – diesmal in Mathematik und Chemie für das Lehr-
amt an Gymnasien – begann. Als Quereinsteigerin wurde sie
schließlich Studienrätin an der Graf-Anton-Günther-Schule
in Oldenburg. Susan Ulses wurde vom Vorsitzenden, der ihr
für ihre Tätigkeit im Vorstand dankte und alles Gute für die
berufliche und private Zukunft wünschte, mit einem Blu-
menstrauß verabschiedet. 



Gymnasium in Niedersachsen 1/2016 29

Schul- un
d Bildun

gspolitik

gelegt, und ebenso werden Anrechnungsstunden für stellver-
tretende Schulleiter und weitere Mitglieder der Schulleitun-
gen – in unterschiedlicher Weise – gewährt. Anrechnungs-
stunden für andere, besondere Funktionen werden jedoch
nur für einige Schulformen ausgewiesen, und für viele weitere
Funktionen fehlen die Anrechnungsstunden völlig.

Fachkonferenzleitungen nur an Gymnasien ohne
Anrechnungsstunden
Ein besonders eklatanter Fall der Nichtbeachtung dieses
vom OVG Lüneburg nochmals bestätigten Grundsatzes ist
die unterschiedliche Behandlung der Fachbereichs- bzw.
Fachkonferenzleitungen in den verschiedenen Schulformen
und insbesondere die Nichtgewährung von Anrechnungs-
stunden für die Fachkonferenzleitungen an Gymnasien.

Die umfangreichen Aufgaben der Fachkonferenzleitung
brauchen hier nicht im Einzelnen dargestellt zu werden – sie
sind unstrittig. Unstrittig sollte daher auch sein, dass für die
mit der Fachkonferenzleitung beauftragten Lehrkräfte ein
zeitliches Äquivalent durch Anrechnungsstunden für diese
besondere Funktion zur Verfügung gestellt werden muss.
Diesem Grundsatz hat die Landesregierung mit einer Ände-
rungsverordnung zur Arbeitszeitverordnung vom 02. Juli
2013 bezüglich der Hauptschulen, Realschulen und Haupt-/
Realschulen entsprochen, die seitdem zu Recht – neben den
Gesamtschulen und den Oberschulen – Anrechnungsstunden
für die Fachkonferenzleitung erhalten. Einzig für die beson-
dere Funktion der Fachkonferenzleitung an Gymnasien werden
nach wie vor keinerlei Anrechnungsstunden ausgewiesen.

Damit werden den mit der Fachkonferenzleitung beauftrag-
ten Lehrkräften an Gymnasien als einziger weiterführender
Schulform die für die Aufgabenwahrnehmung erforder -
lichen Anrechnungsstunden verwehrt – was
sowohl gegen die Fürsorgepflicht des
Dienstherrn und den Gleichheitssatz des
Grundgesetzes verstößt.

Land verstößt erneut gegen
 Fürsorgepflicht und Gleichheitssatz
Für die (bisherige) Weigerung des Landes, Kor-
rekturen vorzunehmen, wie wir das jetzt
nochmals in einem Schreiben an die Kultusmi-
nisterin und in einem Gespräch Anfang Januar
erneut gefordert haben, gibt es jedoch keine
plausible Begründung, so dass es nicht mehr
auszuschließen ist, dass wir auf prozessualem
Wege wieder einmal unser Recht einklagen
müssen, wenn auf politischem Wege nichts zu
er reichen ist. Die Rechtslage ist aus unserer
Sicht klar:
■    Mit der fehlenden Gewährung von Anrech-

nungsstunden für die Fachkonferenzleitun-
gen der Gymnasien wird von den mit dieser
Funktion beauftragten Lehrkräften erneut
unrechtmäßig und „willkürlich“ – vgl. OVG
Lüneburg – eine erhöhte Arbeitszeit ver-
langt und damit die Fürsorgepflicht verletzt
– es sei denn, das Land meine, eine weniger
gründliche Vorbereitung und Durchführung
des Unterrichts billigend in Kauf nehmen zu
können, was gemäß Urteil des OVG Lüne-

burg allerdings ebenfalls rechtswidrig wäre.
■    Durch die Nichtgewährung von Anrechnungsstunden ist

auch erneut der Gleichheitssatz in seiner Ausprägung als
Willkürverbot verletzt, da für die besondere Funktion der
Fachkonferenzleitung allen anderen weiterführenden
Schulformen nach Anlage 1 ArbZVO-Schule Anrechnungs-
stunden zur Verfügung gestellt werden, nur den Lehrkräf-
ten der Gymnasien nicht – ein sachlicher Grund für die
Ungleichbehandlung ist aber nicht gegeben.

Der theoretisch mögliche Hinweis des MK, die Schulleiter
der Gymnasien könnten ja den Fachkonferenzleitungen
Anrechnungsstunden nach Anlage 3 gewähren, ginge fehl
und könnte hier nicht greifen: Denn zum einen ist die Fach-
konferenzleitung gemäß § 12 Nds.ArbZVO-Schule als beson-
dere Funktion nach Anlage 1 anzurechnen, wie das auch bei
anderen Schulformen richtigerweise geschieht, zum ande-
ren stehen die Anrechnungsstunden für besondere Belas -
tungen gemäß § 14 Nds.ArbZVO-Schule auch allen anderen
Schulformen – oft sogar in größerem Umfang – zur Verfü-
gung, und es wäre erneut der Gleichheitssatz verletzt.

PHVN fordert umgehende Korrektur der
 Arbeitszeitverordnung
Aus den dargelegten rechtlichen Gründen ist eine umge-
hende Änderung der Arbeitszeitverordnung unabdingbar.
Wir erwarten nicht zuletzt vor dem Hintergrund der
Rechtslage, dass das Land endlich handelt und Anrech-
nungsstunden auch für die Fachkonferenzleitungen an
Gymnasien gewährt. Ansonsten müssen wir andere
Wege beschreiten, um die Rechte der Lehrerinnen und
Lehrer an Gymnasien zu sichern. 
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In Hannover hat sich, wie geplant, der Arbeitskreis Gesamt-
schulen und Oberschulen im Philologenverband konstituiert,
und damit hat auch die Interessenvertretung unserer Mit-
glieder an Gesamtschulen und Oberschulen eine institutio-
nalisierte Form gefunden. Das Interesse an der Mitarbeit in
diesem AK war schon vor dem „Gründungsakt“ groß, was
auch der großen Bereitschaft zur aktiven Mitarbeit ent-
sprach, die viel größer war, als man erwarten konnte. Mit der
Konstituierung des AK sind nun wichtige Schritte getan:
Durch die erfolgte Wahl der AK-Vorsitzenden, die nach unse-
rer Satzung Sitz und Stimme in unserem Hauptvorstand hat,
und durch die Verabschiedung eines Programms für die
 konkrete Arbeit.

Rechte unserer Mitglieder an Gesamtschulen und
Oberschulen sichern
Der entscheidende Impuls für die Gründung des AK war die
Gewissheit und die in Zusammenkünften unserer Mitglieder
an diesen Schulformen weiter gewachsene Überzeugung,
dass die Lehrerinnen und Lehrer an Gesamtschulen und
Oberschulen dringend eine konsequente Vertretung insbe-
sondere ihrer beruflichen Interessen brauchen. Ihre Rechte, so
wurde in den Gesprächen deutlich, müssen umfassender als
bisher gesichert werden, weil das an mancher Schule nicht in
dem erforderlichen Maß und Umfang gewährleistet ist.

Dies liegt nicht zuletzt teilweise auch daran, dass der pro-
zentuale Anteil der Gymnasiallehrer geringer ist als der
anderer Schulformen, was vielfach auch zu Regelungen zum
Nachteil der Gymnasiallehrer führt, die in den Konferenzen
in der Regel in der Minderheit sind.

Rechtlich zweifelhafte Regelungen
Zudem gibt es an manchen Schulen Regelungen, die recht-
lich mehr als zweifelhaft sind und die nach Korrektur ver-
 l angen. Dazu nur einige Beispiele:

■    An nicht wenigen Schulen sind die Unterrichtsstunden
auf Beschluss des Schulvorstands auf 40 Minuten
gekürzt. Die auf diese Weise gewonnenen Zeitanteile von
5 Minuten je Unterrichtsstunde werden dann zu weiteren
Unterrichtseinheiten addiert, was zur Konsequenz hat,
dass die Lehrkräfte anstelle der nach Arbeitszeitverord-
nung zu erteilenden Unterrichtsstunden drei Wochen-
stunden mehr unterrichten müssen, und zwar in vielen
Fällen in neuen Lerngruppen – mit der entsprechenden
Unterrichtsvor- und -nachbereitung, mit Klassenarbeiten
und Leistungsbewertungen, mit Eltern- und Schüler -
gesprächen und vielem mehr, was zu den dienstlichen
Pflichten gehört.

     Dies ist für die Lehrkräfte völlig inakzeptabel, weil arbeits-
zeitrechtliche Vorgaben suspendiert werden und damit
eine nicht unerhebliche Erhöhung der wöchentlichen
Arbeitszeit – um etwa 3 Zeitstunden – vorgenommen
wird. Außerdem wird der in den Stundentafeln der
Schüler festgelegte Fachunterricht um 11% gemindert,
was nicht nur nach niedersächsischen Rechtsvorschriften
nicht zulässig ist, sondern auch die Anerkennung von
Abschlüssen im Sekundarbereich I und II gemäß KMK-
 Vereinbarungen gefährdet. Erste Gespräche im Kultus -
ministerium haben bereits gezeigt, dass diese an einigen
Schulen geübte Praxis mit den Rechtsvorschriften nicht in
Einklang steht.

■    In einigen Gesamtschulen wird die Unterrichtsverpflich-
tungen aller Lehrkräfte in einem „Pool“ gebündelt, dann
gemittelt und „gleichmäßig“ verteilt, so dass Gym na si al -
lehrkräfte dann grundsätzlich mehr als 24,5 Stunden
unterrichten müssen. Auch diese Regelung ist, so das MK,
nicht rechtskonform.

■    Gymnasiallehrer werden teilweise systematisch mit mehr
als der Hälfte ihrer Regelstundenzahl an Haupt- und Real-
schulzweigen bzw. an entsprechenden Schulformen ein-
gesetzt – auch gegen ihren Willen. Dieser Unterrichtsein-
satz führt dann jedoch zu einer erhöhten Unterrichtsver-
pflichtung und wirkt sich ggf. nachteilig auf die Besoldung
aus – ein rechtlich ebenfalls fragwürdiges Vorgehen.

PHVN: Berufspolitischer Einsatz ohne Wenn und Aber
Diesen Katalog könnte man mühelos erweitern, aber schon
an diesen wenigen Beispielen wird deutlich: Wir müssen
stärker als bisher unseren Blick in die anderen Schulformen
richten, wenn wir unsere dortigen Mitglieder mit der gleichen
Verve vertreten wollen, wie wir das ansonsten tun. Die
 Voraussetzungen sind gegeben. Das Vertrauen in den Philo-
logenverband ist – nicht zuletzt nach dem erfolgreichen
Ausgang des Arbeitszeitprozesses – weiter gewachsen und
damit die Gewissheit von einer zuverlässigen und wirksamen
Interessenvertretung. Dies schlägt sich auch in zunehmenden
Mitgliederzahlen in den Gesamtschulen und Oberschulen
nieder.

Schon bei der ersten Sitzung des Arbeitskreises zeigte sich,
dass sich der AK viele wichtige Ziele gesetzt hat, denen die
Arbeit kurz- und mittelfristig gelten soll. Danach kann man
davon ausgehen, dass von diesem Arbeitskreis wichtige
Impulse sowohl in bildungspolitischer wie in berufspoliti-
scher Hinsicht ausgehen werden. Sicher ist: wir werden die
Interessen und Belange unserer Mitglieder an den Gesamt-
schulen und Oberschulen jetzt noch wirksamer und geziel-
ter vertreten können.

Philologenverband setzt wichtige Akzente:
Arbeitskreis Gesamtschulen und Oberschulen gegründet

Von Roland Neßler
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Berufspolitik und Schulrecht 

Aus der Rechtsprechung Von Marta Kuras-Lupp

Berufspolitik un
d Schulrecht

BVerfG: Grundgehaltssätze 
der Besoldungsgruppe A9 in
 Niedersachsen im Jahr 2005 noch
amtsangemessen
Zu den hergebrachten Grundsätzen
des Berufsbeamtentums gehört nach
Art. 33 Abs. 5 GG das sog. Alimentations -
prinzip. Der Dienstherr ist demnach
verfassungsrechtlich verpflichtet,
Beamte sowie ihre Familien lebenslang
angemessen zu alimentieren und
ihnen nach ihrem Dienstrang, nach der
mit ihrem Amt verbundenen Verant-
wortung sowie nach der Bedeutung
des Berufsbeamtentums für die Allge-
meinheit entsprechend der Entwick-
lung der allgemeinen wirtschaftlichen
und finanziellen Verhältnisse und des
allgemeinen Lebensstandards einen
angemessenen Lebensunterhalt zu
gewähren.

Auf Richtervorlagen aus insgesamt
drei Bundesländern (Niedersachsen,
Sachsen und Nordrhein-Westfalen) hat
nun das Bundesverfassungsgericht am
17.12.2015 (Az. 2 BvL 19/09, 2 BvL 20/14,
2 BvL 5/13, 2 BvL 20/09) zu der Frage
entschieden, ob die landesrechtlichen
Beamtenbesoldungen jeweils mit dem
Alimentationsprinzip vereinbar sind.
Der Beschluss bestätigt und knüpft an
das Urteil zur Richterbesoldung aus
dem Mai 2015 an, in dem das Gericht
bereits Parameter zur Überprüfung der
im Grundgesetz garantierten Amtsan-
gemessenheit der Beamtenbesoldung
aufstellte. Wenn danach die Mehrheit
der fünf Parameter der 1. Stufe (siehe
Erläuterungen im Kasten) erfüllt sei,
bestehe eine Vermutung für eine ver-
fassungswidrige Unteralimentation.

Nach Anwendung der Parameter hat
das Gericht entschieden, dass die
Grundgehaltssätze der Besoldungs-
gruppe A10 in Sachsen im Jahr 2011 mit
Art. 33 Abs. 5 GG nicht vereinbar seien.
Der Landesgesetzgeber ist aufgefor-
dert worden, eine verfassungskon -
forme Regelungen mit Wirkung
spätes tens vom 1. Juli 2016 an zu
 treffen. Anders entschied das BVerfG in
den weiteren Vorlagen. So seien nach

dessen Ansicht die Grundgehaltssätze
der Besoldungsgruppe A9 in NRW in
den Jahren 2003 und 2004 sowie A12
und A13 im Jahr 2003 sowie die Grund-
gehaltssätze der Besoldungsgruppe A9
in Niedersachsen im Jahr 2005 mit Art.
33 Abs. 5 GG vereinbar. Für Niedersach-
sen sieht das Gericht (nur) zwei der
fünf Parameter als erfüllt an (1. und 
3. Parameter) und geht aus diesem
Grund von einer noch amtsangemes-
senen Besoldung aus.

Im Rahmen einer Gesamtschau hat das
BVerfG mit Hilfe von aus dem Alimen-
tationsprinzip ableitbaren und volks-
wirtschaftlich nachvollziehbaren
 Parametern einen durch Zahlenwerte
konkretisierten Orientierungsrahmen
ermittelt. Die 1. Prüfungsstufe enthält
fünf Parameter:

1.   Parameter: Deutliche Differenz
 zwischen der Besoldungsentwick-
lung und den Tarifergebnissen der
Angestellten im öffentlichen Dienst 

     Ein Indiz für eine evidente Missach-
tung des Alimentationsgebotes
liege in der Regel vor, wenn die
 Differenz mindestens 5% des
Indexwertes der erhöhten Besol-
dung beträgt (Zeitraum der zurück-
liegenden 15 Jahre ausgehend von
dem jeweils maßgeblichen Zeitab-
schnitt; Niedersachsen: 1990-2005).

2.  Parameter: Deutliche Abweichung
der Besoldungsentwicklung von der
Entwicklung des Nominallohnindex 

     Eine evidente Missachtung des
 Alimentationsgebotes sei indiziert,
wenn die Differenz bei Zugrundele-
gung eines Zeitraums von 15 Jahren
mindestens 5% des Indexwertes der
erhöhten Besoldung beträgt. 

3.  Parameter: Deutliche Abweichung
der Besoldungsentwicklung von der
Entwicklung des Verbraucherpreis -
index 

     Bleibt die Besoldungsentwicklung
im verfahrensgegenständlichen
Zeitabschnitt hinter der Entwicklung
des  Verbraucherpreisindex in den

zurückliegenden 15 Jahren um min-
destens 5% zurück, sei dies ein wei-
teres Indiz für die evidente Unange-
messenheit der Alimentation.

4.  Parameter: Systeminterner
 Besoldungsvergleich

     Aus dem Leistungsgrundsatz und
dem Alimentationsprinzip folge das
Abstandsgebot, das es dem Gesetz-
geber untersagt, den Abstand zwi-
schen verschiedenen Besoldungs-
gruppen dauerhaft einzuebnen.
 Verfassungsrechtlich bedenklich sei
laut dem BVerfG auch eine alimen-
tationsbezogene Schlechterstellung
höherer Besoldungsgruppen durch
eine zeitversetzte und/oder gestuf-
te Inkraftsetzung der Besoldungs -
erhöhung als Ausdruck einer sozialen
Staffelung. Ein Verstoß liege bei
einer Abschmelzung der Abstände
zwischen zwei vergleichbaren
Besoldungsgruppen um mindestens
10% in den zurückliegenden fünf
Jahren regelmäßig vor.

5.  Parameter: Quervergleich mit der
Besoldung des Bundes und anderer
Länder

     Zeige sich eine erhebliche Gehalts-
differenz im Vergleich zum Durch-
schnitt der Bezüge der jeweiligen
Besoldungsgruppe in den anderen
Ländern, spreche dies dafür, dass die
Alimentation ihre qualitätssichern-
de Funktion nicht mehr erfülle.
Liege das jährliche Bruttoein -
kommen einschließlich etwaiger
Sonder zahlungen 10% unter dem
Durchschnitt des Bundes und ande-
rer Länder im gleichen Zeitraum, sei
das jedenfalls ein weiteres Indiz für
eine verfassungswidrige Unter -
alimentation. Wenn drei der oben
genannten fünf Parameter erfüllt
seien, bestehe die Vermutung einer
verfassungswidrigen Unteralimen-
tation; diese Vermutung könne im
Rahmen einer Gesamtabwägung
durch Berücksichtigung weiterer
 alimentationsrelevanter Kriterien
jedoch auch widerlegt oder aber
erhärtet werden (2. Prüfungsstufe).



Aus der Arbeit der 
Schulbezirkspersonalräte

e  Wie kann ich meine Versetzung
beschleunigen?

Zuerst einmal: Sie müssen Ihren Ver-
setzungsantrag fristgerecht und auf
dem Dienstweg einreichen! Ferner
empfiehlt es sich, Ihre Bezirkspersonal-
räte des PhVN zumindest bei schwieri-
gen Versetzungsfragen zu kontaktieren.
Auch hier gilt: Lieber früher als später
den Kontakt suchen! Immer wieder
erleben wir es, dass Lehrkräfte sich erst
dann verzweifelt melden, wenn die
Versetzungsverfahren bereits abge-
schlossen – und abgelehnt worden –
sind. Dann ist es in der Regel zu spät
und es lässt sich erst beim nächst
 folgenden Verfahren – also ein halbes
Jahr später – ansetzen. Bei Länder-
oder Regionaltausch sind die Verfahren
übrigens noch früher abgeschlossen
als bei Versetzungen innerhalb dersel-
ben Regionalabteilung, hier empfiehlt
es sich unbedingt, Ihre Personalräte
gleich zu Beginn anzusprechen.

Grundsätzlich lässt sich über Verset-
zungen sagen, dass es erheblich
schwieriger ist, in eine der „begehrten“
Großstädte bzw. in einen städtischen
Ballungsraum versetzt zu werden als
an eine Schule „auf dem Land“. Ebenso
spielt die Fächerkombination eine
nicht unwichtige Rolle – Mangelfächer
werden naturgemäß stärker gesucht
als überbesetzte Fächer. Allerdings las-
sen viele Schulen versetzungswillige
Lehrkräfte mit einem oder sogar zwei
Mangelfächern sehr ungern „ziehen“
und verweigern die Freigabe. Um eine
Versetzung zu erwirken, empfiehlt es
sich, möglichst mehrere Zielschulen
anzugeben, weil dadurch der Spiel-
raum für die Regionalabteilungen der
Landesschulbehörde größer wird.

r  Kann eine Verbeamtung auf
Lebenszeit aus gesundheitlichen
Gründen verweigert werden?

Eine Verbeamtung auf Lebenszeit kann
verweigert werden, wenn davon aus-
zugehen ist, dass gravierende gesund-
heitliche Probleme dazu führen kön-
nen, dass die Altersgrenze bzw. das

Alter des Eintritts in den Ruhestand
nicht erreicht werden können. Gleiches
gilt, wenn die gesundheitliche Beein-
trächtigung verhindert, die beruflichen
Anforderungen des Alltags leisten zu
können. Die gesundheitliche Beein-
trächtigung kann dabei physischer,
aber auch psychischer Natur sein. Die
Fürsorgepflicht des Dienstherrn ist ein
entscheidender Faktor. Entscheiden
über die Verbeamtung wird letztlich
ein Amtsarzt, in einem speziellen Fall
wird bei der Verbeamtung zusätzlich
ein Facharzt hinzugezogen.

t  Welche Mitbestimmung gibt es
bei A14-Beförderungen?

Die Stufenpersonalräte sind an diesen
Verfahren nicht beteiligt, außer es
kommt zu Streitfragen. Laut NPersVG
unterliegt das Verfahren der Mitbe-
stimmung des Schulpersonalrats. Die
Ausschreibung einer A14-Stelle liegt im
Ermessensbereich des Schulleiters. Die-
ser sollte den Personalrat informieren
und idealerweise ein Personalentwick-
lungskonzept mit Vergabekriterien für
A14-Stellen (und auch ausgerichtet auf
die Zukunft) vorweisen können, dies
auch im Idealfall mit dem Personalrat
besprechen bzw. ihn informieren –
aber gesetzlich verpflichtet ist er dazu
nicht. Der Schulpersonalrat kann im
Vorhinein mit dem Schulleiter bespre-
chen, wer eine A14-Stelle bekommen
soll. Der Personalrat muss darüber in
Kenntnis gesetzt werden, welche Per-
son für die Stelle ausgewählt worden
ist. Er kann Bedenken gegen diese Aus-
wahl anmelden.

u  Besteht nach meiner Rückkehr
aus der Elternzeit oder einer
sonstigen Beurlaubung ein
Anspruch darauf, wieder an
meine bisherige Dienststelle
zurückzukehren?

Nein, dieser Anspruch besteht nicht.
Sie haben Anspruch auf gleichwertige
und „amtsangemessene“ Beschäfti-
gung wie vor der Elternzeit / Beurlau-
bung und in vergleichbarer, das heißt
„zumutbarer“ Entfernung, nicht jedoch

darauf, wieder an die bisherige
Stammschule zurückzukehren.

i  Kann ich mich als Teilzeitlehr-
kraft auch auf Funktionsstellen
A14 oder sogar A15 bewerben?

Ja, dies ist problemlos möglich. Beden-
ken Sie aber, dass nach der derzeitigen
Rechtsauslegung nur das eigentliche
Deputat uneingeschränkt teilzeitfähig
ist, eine Funktion aber „ausgefüllt“ wer-
den muss. Allerdings gilt es auch bei
einer Wahrnehmung von Funktions-
stellen als Teilzeitlehrkraft, die indivi -
duelle Arbeitszeit (also die reduzierte)
einzuhalten. Das ist auch nach den
Grundsatzaussagen der aktuellen BVer-
wG-Entscheidung zwingend. Diese
Berücksichtigung der Teilzeit ist an
mehreren  Stellen möglich: bei der
Übertragung konkreter Aufgaben (dies
liegt im Organisationsermessen des
Schulleiters), andererseits bei der Ent -
lastung in an deren außerunterricht -
lichen Bereichen. 
Wir sind der Ansicht, dass der derzeit
geltende Teilzeiterlass insoweit über -
arbeitet werden muss. Zwar hat das
BVerwG die Entscheidung in der Sache
an das OVG Lüneburg zurückverwiesen,
jedoch sind die Grundaussagen klar. Die
Entscheidung des OVG steht noch aus.

Die Teilzeit wirkt sich im Ergebnis auf
die unterrichtlichen wie auch auf die
außerunterrichtlichen Bereiche aus. Im
Prinzip müssen Inhaber eines höher-
wertigen Amtes jedoch täglich in der
Dienststelle präsent sein, um die Auf-
gaben ihres Amtes auch leisten zu kön-
nen. Dies wird auch von fast jeder
Dienststellenleitung erwartet. 

o  Ist kurzfristiger Vertretungsun-
terricht – auch nachmittags –
zulässig? 

Kurzfristiger Vertretungsunterricht -
auch nachmittags – ist im Rahmen
unserer Dienstpflicht rechtens und
muss erteilt werden. Nur bei dringen-
den gesundheitlichen oder privaten
Terminen kann dies abgelehnt werden,
also z.B. bei Arzttermin oder Arztter-

Aus der Arbeit der Schulbezirksperson
alräte
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Acht häufig gestellte Fragen an die Bezirkspersonalräte
Von Cord Wilhelm Kiel



min eines Kindes. Dies muss dann
sogleich der Schulleitung bekannt
gemacht werden (nicht erst kurz -
fristig).

p  Was kann/muss als Unterrichts-
stunde gezählt werden und
 später ausgeglichen werden?

Voll anrechenbar sind grundsätzlich alle
Unterrichtsstunden und alle auf Grund-
lage von Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften oder von der Schulleitung
angeordneten adäquaten Unterrichts-
leistungen bzw. anderweitigen dienst -
lichen Tätigkeiten. Dies gilt grundsätz-
lich auch für die Aufsichtsführung
während Klausuren bzw. schriftlichen
Arbeiten oder Prüfungen. Siehe Ziffer 3
des Erlasses „Schriftliche Arbeiten in
den allgemein bildenden Schulen“. 

Eine genaue Aufstellung, welche Tätig-
keiten als Unterricht angerechnet wer-
den, gibt es nicht. Hier wird die Ziffer 4
des – außer Kraft getretenen – Flexi-
Erlasses in der Regel zur Hilfestellung
genommen (vgl. Schulverwaltungs-
blatt 2007, 355). Zudem sei auf die

Kommentierung zu § 4 ArbZVO-Schule
verwiesen (Jürgen Kaufmann, Schul-
recht für die Praxis, Wingen-Text 27).
Rechtsgrund lage für die Frage des Aus-
gleiches ist allerdings ausschließlich 
§ 4 ArbZVO-Schule.

a Wie wird mit der Anrechnung
von AG-Stunden und Ganztags-
betreuung verfahren?

AG-Stunden sind – auch in Nicht-Ganz-
tagsschulen – selbstverständlich und
in jedem Fall voll anzurechnen! Sofern
es sich um AG-Stunden im Rahmen des
Ganztags handelt, gilt der Erlass „Die
Arbeit in der öffentlichen Ganztags-
schule“ (in der derzeit noch gültigen
Fassung vom 16.3.2004) als spezifische
arbeitszeitrechtliche Regelung. Laut
Ziffer 5 des Erlasses übernehmen Lehr-
kräfte in Ganztagsschulen „zusätzlich
zu ihren Unterrichts- und Erziehungs-
aufgaben im Rahmen der Halbtags-
schule Aufgaben im Rahmen ganztags-
spezifischer Angebote nach Ziffer 3.“
Dies betrifft z.B.
■    Verfügungsstunden,
■    Arbeitsgemeinschaften,

■    Arbeits- und Übungsstunden zur
Sicherung, Anwendung, Weiter-
führung und Vertiefung des Unter-
richtsstoffes,

■    Fördermaßnahmen,
■    Projekte an außerschulischen

 Lernorten.

Der Einsatz von Lehrkräften wird hier-
bei arbeitszeitrechtlich wie die Unter-
richtserteilung angerechnet (so auch
Kaufmann, Kommentierung zu § 4 der
 ArbZVO-Schule, Seite 65 f., Stand  Januar
2014). Als Grundsatz gilt: Vertretungsun-
terricht ist voll anzurechnen. Ebenfalls
sind AG-Stunden immer voll auf das
Deputat anzurechnen. Das ergibt sich
aus den arbeitszeitrechtlichen Vorschrif-
ten der Nds. ArbZVO-Schule. Im Ganz-
tagserlass hat das Kultusministerium
dies ausdrücklich geregelt.

Eine andere Regelung sieht auch die
ArbZVO-Schule hierbei nicht vor. Bei
der Ermittlung von Mehr- oder Minder-
zeiten nach § 4 ArbZVO-Schule ist von
den tatsächlich erteilten Unterrichts-
stunden auszugehen. 

Aus der Arbeit der Schulbezirksperson
alräte
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Wir trauern um 
Monika Brettin 
Ingrid Stölting
Wolfgang Klein
Dr. Jens Möllering
Karl-Heinz Dorenkamp
Heinz Kückenhöner
Josef Klass
Helke Giesemann

Ganderkesee
Wolfenbüttel
Bremen
Hannover
Oldenburg
Stadthagen
Sögel
Lüneburg

20.08.2015
20.10.2015
01.11.2015
04.11.2015
13.11.2015
17.11.2015
Dezember 2015
Dezember 2015

Seminar des Philologenverbandes
Fortbildungsseminar für Bewerberinnen und Bewerber auf Funktionsstellen (A14 / A15)

Dieses Seminar richtet sich an Lehrkräfte mit der Laufbahnbefähigung für das Lehramt an Gymnasien, die sich auf
ein erstes Beförderungsamt (A14) oder für eine Stelle einer schulfachlichen Koordinatorin / eines schulfachlichen
Koordinators (A15) zu bewerben beabsichtigen.

Termin: Freitag, 04.03.2016, 14.00 bis ca. 20.00 Uhr 
Sonnabend, 05.03.2016, 09.00 bis ca. 15.00 Uhr 

Ort: BHW Akademiehotel Bad Münder
Am Schierholze 1
31848 Bad Münder am Deister 

Weitere Informationen, Programm und Kosten unter www.phvn.de.
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Anlässlich des Bildungsforums 2015
sind vier niedersächsische Lehrerinnen
und Lehrer der MINT-Fächer (Mathe-
matik, Informatik, Naturwissenschaf-
ten, Technik) für ihre herausragende
Arbeit mit dem „Preis der Stiftung Nie-
dersachsen-Metall“ in der Galerie Her-
renhausen geehrt worden, darunter
auch unser Verbandsmitglied Holger
Bach vom Hölty-Gymnasium Celle. Die
weiteren Preisträger waren Tanja Wer-
nicke vom Gymnasium Langenhagen,
Dr. Frank Walter vom Christian-von-
Dohm-Gymnasium Goslar und Gerd
Iffland von der Oberschule Ahlerstedt.
Die vier Geehrten nahmen vor über
400 geladenen Gästen ihre Urkunden
vom Niedersächsischen Ministerpräsi-
dent Stephan Weil und Dr. Joachim
Kreuzburg, Vorsitzender des Kuratori-
ums der Stiftung Niedersachsen-
Metall, entgegen. Eine Jury hatte zuvor
die Preisträger für die drei Hauptpreise
in Höhe von je 5.000 Euro und den
Sonderpreis in Höhe von 2.500 Euro
ausgesucht.
Darum hat die Jury Holger Bach für
den Preis der Stiftung Niedersachsen-
Metall ausgewählt: „Herr Bach ist ein
Lehrer, der schon seit vielen Jahren im
Schuldienst tätig ist und dem es gelun-
gen ist seine Schülerinnen und Schüler
im Laufe der Zeit immer wieder durch
besondere kreative und praxisnahe
Projekte oder die Motivation zur Teil-
nahme an Wettbewerben für die MINT
Fächer zu begeistern. Herr Bach wird
für sein langjähriges und nicht nach-
lassendes Engagement als Mathema-
tik und Physiklehrer geehrt.“ Anlässlich
seiner Auszeichnung führten wir das
folgende Interview mit Holger Bach. 

Können Sie unseren Lesern Ihre persön -
liche Berufs- und Bildungsbiographie vor-
stellen? Wie wurde Ihr Interesse für die
Fächer Mathematik und Physik geweckt?

Nach dem Vordiplom in Elektrotechnik
pochte das Herz des zukünftigen Lehrers

unüberhörbar und ich wechselte zu
Mathematik und Physik für das höhere
Lehramt. Das Referendariat führte mich
nach Celle, wo ich dann auch Wurzeln
geschlagen habe. Durch die Tätigkeit
meines Vaters als Dipl.-Ing. hatte ich
schon als Kind viele Berührungsmög-
lichkeiten mit Technik. Experimentier -
kästen und ein hervorragender Lehrer
im MINT-Bereich taten ein Übriges.

Für welches konkrete Projekt wurden
Sie ausgezeichnet und wie haben Sie die
Nachricht Ihrer Auszeichnung aufge-
nommen?

Die zahlreichen und erfolgreichen
großen Projekte mit Kooperationen in
allen möglichen Richtungen waren es in
der Summe, die wohl zu dieser Auszeich-
nung geführt haben. Die Basis dazu
wurde durch die langjährige Betreuung
des Wettbewerbs Jugend forscht gelegt.
Im Juni 2015 durfte ich zum zweiten Mal
als Teil der deutschen Delegation am
europäischen Bildungsfestival von
Science on Stage in London teilnehmen,
was mal wieder unglaublich inspirie-
rend war. Mit vielen Anregungen und
Ideen bin ich wieder nach Hause gefah-
ren und setze sie um. Die Nachricht von
der Auszeichnung kam per Telefon und
ich war nur noch happy.

Gibt es schon weitere Projekte und/oder
Betätigungsfelder, die Sie für Ihren
unterricht planen?

Wir werden den Merkurtransit am 9.
Mai 2016 mit professionellen und selbst
gebauten Teleskopen beobachten. Mit
der Projektionsmethode soll im Laufe
des Nachmittags auch ein 50 cm großes
Wandbild der Sonne mit den schwarzen
Pünktchen des Merkurdurchgangs vor
der Sonne entstehen und mit einer Info-
tafel erklärt werden. Hoffentlich gibt es
an diesem Nachmittag wenigstens Wol-
kenlücken. Nach meiner Pensionierung
im Sommer werde ich mich bei Science
on Stage im BackStageTeam weiter für

die Naturwissenschaften engagieren.

Können Sie uns eine Auswahl Ihrer
besonderen Projekte  nennen? 

Zu meinen Projekten, die auch zur
Begründung der Preisvergabe genannt
wurden, gehören die Beobachtung des
Venustransits, „Carl-Friedrich Gauß in
Celle – Ein Lichtblitz als Geistesblitz“,
das projekt „Schwerelosigkeit – verblüf-
fende Effekte“ sowie die Entwicklung
eines mathematischen Stadtrundgan-
ges in Celle. An Wettbewerben habe ich
unter anderem an „Exciting Physics“,
Jugend forscht / Schüler experimentie-
ren, „Vom Ionenföhn zum Satelliten mit
Ionenantrieb“ (Wettbewerb Ideenfang
zur IdeenExpo 2013) oder an Physik- und
Mathematikolympiaden teilgenom-
men. Eine absolut einmalige Erfahrung
bescherte zudem die Teilnahme am
deutschen Lehrerwettbewerb „Span-
nung in die Schule“. Ich kam gerade aus
Grenoble vom meinem ersten europäi-
schen Bildungsfestival Science on Stage
zurück und hatte die Ausschreibung zu
diesem Wettbewerb mit den Worten
„Da kann jemand anderes mitmachen“
ausgehängt. Meinem „Banknachbarn“
hatte ich dann nur beiläufig die Idee
eines Tensegritys genannt, und schon
nahm die Sache ihren Lauf. Innerhalb

Holger Bach vom Hölty-Gymnasium Celle erhält Preis
der Stiftung Niedersachsen-Metall 2015

Von Cord Wilhelm Kiel

Das aktuelle Interview

Holger Bach 
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von nur sechs Wochen inspirierten sich
sechs Lehrer mit sechs Fächern gegen-
seitig und in einer kreativen und eupho-
rischen Stimmung entstanden Inhalte
und Planung für zwei Projekttage mit
einem Mathe-LK. Die Ehrung für unse-
ren ersten Platz nahm Georg Bednorz
vor, bei dem wegen seines Nobelpreises
für die Entdeckung der Hochtempera-
tur-Supraleitung auch schon mal das
Telefon geklingelt haben musste.

Beschäftigen Sie sich auch privat mit
naturwissenschaftlichen Phänomenen
oder hat der Privatmensch Holger Bach
noch andere, weitere Hobbys und Inter-
essen?

Vor einem Physiker ist nichts sicher.
Mein erstes Handy hatte ich sofort in
die Mikrowelle gesteckt und angerufen
– erwartungsgemäß Fehlanzeige. Eier-

kochen in der Mikrowelle führte aller-
dings zu einer unglaublichen Sauerei,
die mich eine halbe Stunde sauberma-
chen gekostet hat. Ansonsten genieße
ich kulturelle Veranstaltungen aller Art,
genieße unseren Garten und fahre
besonders im Sommer gerne Rad.

Anlässlich des jährlich stattfindenden Tages der Physik hat
die Universität Oldenburg in diesem Jahr drei Graf-Anton-
Schüler ausgezeichnet, die herausragende Facharbeiten im
Rahmen des Seminarfachs „Quanten und Universum“
geschrieben haben. Damit gingen drei von insgesamt neun
vergebenen Preisen an das Oldenburger Landkreisgymnasi-
um. In einer Feierstunde im großen Hörsaal der Bereichsuni-
versität Wechloy wurden alle drei geehrt. Dies sorgte nicht
nur bei den drei Preisträgern, sondern auch bei Seminarfach-
lehrer Robert Schulz und den Mitschülern für große Freude.

Janna Tholen (Hude) erhielt einen zweiten Preis für ihre
Arbeit zum Thema „Erde und Mond – ein faszinierendes
Doppelspiel im All“, in der sie die Bedeutung des Mondes für
die Erde darlegt. Hierin wird u.a. deutlich, dass ein Leben auf
der Erde ohne den Mond weder entstanden noch heute
möglich wäre. Zudem werden Anwendungsbezüge wie das
Gezeitenkraftwerk und Probleme bei der solaren Energiever-
sorgung während durch den Mond verursachter Finsternisse
integriert und erläutert.

Jakob Holthaus (Hatten) errang ebenfalls einen zweiten
Preis für seine Arbeit „Braune Zwerge – Sterne oder Plane-
ten?“. In seiner Arbeit findet Jakob auf Basis einer sehr
detaillierten Analyse und eigens durchgeführter Experimen-
te eine sehr originelle und gleichsam geschickte Antwort
auf diese Frage. Dabei geht er u.a. auf den Entstehungspro-
zess von Sternen und Planeten, aber auch auf die Zusam-
mensetzung und die ausgesendete Strahlung der Braunen
Zwerge sowie ihrer Vergleichsobjekte ein.

Lasse Urban (Hude) gewann mit seiner Arbeit zum Thema
„Vermessung des Universums – Folgerungen zwischen Big
Rip und Big Crunch“ einen ersten Preis. Darin zeigt er Per-
spektiven unseres Universums auf, die zur Zeit auch in der
aktuellen Astrophysik-Forschung diskutiert werden. Sowohl
die Möglichkeit eines immer weiter expandierenden Univer-
sums (Big Rip) als auch die Idee eines irgendwann in sich
zusammenfallenden Universums (Big Crunch) werden hoch-
wissenschaftlich, aber verständlich beleuchtet und gegen-
einander abgewägt.

Graf-Anton-Günther-Schule Oldenburg mit drei
 Physikpreisträgern 2015 Von Susan Ulses

(Von links): Seminarfachlehrer Robert Schulz, Janna Tholen, Lasse Urban und Jakob Holthaus.
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